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aus oder nach einem Mitgliedstaat oder durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten 

KOM (2007) 265 endg.; Ratsdok. 10092/07 


A. Problem 

Die geplante Verordnung soll auf die in Europa bereits bestehenden Regelun- 
gen für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsuntemehmers verweisen, 
vor allem auf die bereits in den Mitgliedstaaten vorhandenen Regelungen. Zu- 
dem sind rechtliche Klarstellungen erforderlich. 


B. Lösung 

Annahme einer Entschließung, durch die unter anderem eine einheitliche Ver- 
wendung von Rechtsbegriffen sowie eine klare Regelung von Zuständigkeiten 
für die Erteilung der Gemeinschaftslizenz erreicht werden soll. Weiterhin soll 
damit angestrebt werden, dass eine pauschale Begrenzung der Gültigkeitsdauer 
der Gemeinschaftslizenz entfällt. Zudem soll die Bundesregierung aufgefordert 
werden, dafür zu sorgen, dass in der Verordnung auf die in Europa vorhandenen 
Regelungen für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsuntemehmers ver- 
wiesen wird. 

Annahme einer Entsehließung mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei 
Stimmenthaltung der Fraktionen DIF LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 


C. Alternativen 

Nur Kenntnisnahme. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kenntnis der Unterrichtung auf Drucksache 16/5806 Nr. 10 folgende Ent- 
schließung anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

bei der Kommission darauf hinzuwirken, dass die geplante Verordnung auf die 
in Europa bereits bestehenden Regelungen für die Zulassung zum Beruf des 
Kraftverkehrsunternehmers verweist. Dadurch sind die verfolgten Ziele bei Be- 
rücksichtigung nationaler Rahmenbedingungen leichter zu erreichen. 

Auf jeden Fall sollte aber auf die bereits in den Mitgliedstaaten vorhandenen 
Regelungen verwiesen werden: 

Nach § 3 in Verbindung mit § 1 GüKG bedarf derjenige einer Erlaubnis, der ge- 
schäftsmäßig oder entgeltlich die Beförderung von Gütern vornimmt, wenn 
dies mit Kraftfahrzeugen geschieht, die einschließlich Anhänger ein höheres 
zulässiges Gesamtgewicht als 3,5 t haben. Diese nationale Regelung steht im 
Einklang mit Abschnitt 4.2.1 des Verordnungsvorschlags zur Festlegung ge- 
meinsamer Regeln für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunterneh- 
mers. 

Im Gegensatz dazu führt der vorliegende Verordnungsvorschlag im Einfüh- 
rungstext unter Nummer 6 an: 

„Gemäß der Richtlinie 2006/94/EG war für die Beförderung von Gütern mit 
Kraftfahrzeugen, deren zulässiges Gesamtgewicht zwischen 3,5 t und 6 t be- 
trägt, keine Gemeinschaftslizenz erforderlich. Die Gemeinschaftsvorschriften 
für den Güter- und den Personenverkehr gelten allerdings in der Regel für Fahr- 
zeuge, deren zulässiges Gesamtgewicht 3,5 t oder mehr beträgt. Die Bestim- 
mungen dieser Verordnung sollten daher im Bereich des Straßenverkehrs in 
Einklang gebracht werden und lediglich Ausnahmen für Fahrzeuge vorsehen, 
deren zulässiges Gesamtgewicht weniger als 3,5 t beträgt.“ 

Ergänzend wird in Artikel 1 unter Absatz 5 Buchstabe c angeführt: 

„Folgende Beförderungen sowie im Zusammenhang damit durchgeführte Leer- 
fahrten sind von dieser Verordnung ausgenommen: [...] c) Die Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen, deren zulässiges Gesamtgewicht, einschließlich 
des Gesamtgewichts der Anhänger 3,5 t nicht übersteigt.“ 

Im Sinne einer einheitlichen Definition und Rechtsauslegung ist in beiden Ver- 
ordnungsvorschlägen der einheitliche Begriff der „zulässigen Gesamtmasse“ zu 
verwenden sowie die Tonnage durch die Begriffe „nicht mehr als 3,5 t“ bzw. 
„mehr als 3,5 t“ zu differenzieren. 

Zur Vermeidung einer unterschiedlichen Auslegung der Vorschriften bittet der 
Deutsche Bundestag die Bundesregierung ferner, sich bei den Beratungen zum 
Vorschlag für folgende Änderungen bzw. Klarstellungen einzusetzen: 

Wie bei den Zugangsvorschriften zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers 
soll auch für den Marktzugang deutlich zum Ausdruck gebracht werden, wel- 
che Zuständigkeiten entstehen, wenn ein Unternehmen Niederlassungen in Mit- 
gliedstaaten gründet. Dies gilt vor allem für die Erteilung der Gemeinschaftsli- 
zenz und die Ausstellung der beglaubigten Abschriften (Artikel 4). Die unter- 
schiedliche Auslegung und die Erteilungspraxis in den Mitgliedstaaten erfor- 
dern eine Klarstellung. Aus der Vorlage ist die Tendenz zu erkennen, dass jeder 
Mitgliedstaat für die in seinem Floheitsgebiet befindliche Niederlassung und 
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deren Überprüfung der Marktzugangsvoraussetzungen zuständig sein soll. Ge- 
gen eine solche Regelung bestehen keine Bedenken. 

Die Gültigkeit der Lizenz nach Artikel 4 Abs. 2 sollte nicht auf einen bestimm- 
ten Zeitraum abgestellt werden, sondern sollte maßgeblich von dem in Artikel 
11 Abs. 2 des Verordnungsvorschlags zur Festlegung gemeinsamer Regeln für 
die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsuntemehmers genannten Risikoein- 
stufüngssystem bestimmt werden. Eine wiederkehrende Verlängerung der Gül- 
tigkeit nach einem Fristablauf wäre dadurch entbehrlich und würde auch den 
Verwaltungsaufwand erheblich reduzieren. 

Gegen die im Vorschlag in Artikel 8 Abs. 2 vorgesehene Kabotageregelung 
werden keine Einwendungen erhoben. Sofern sich in den Verhandlungen mit 
der Kommission eine davon abweichende Ausgestaltung der Kabotage als ver- 
tretbar für das Gewerbe abzeichnet und zur Harmonisierang der Kabotage bei- 
trägt, kaim die Bundesregierung dieser Regelung beitreten. 


Berlin, den 26. November 2007 


Der Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

Dr. Klaus W. Lippold Patrick Döring 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Patrick Döring 


I. Überweisung 

Die Unterrichtung durch die Bundesregierung - Drucksa- 
che 16/5806 Nr. 10 - wurde am 22. Juni 2007 gemäß § 93 
der Geschäftsordnung an den Ausschuss für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung zur federführenden Beratung sowie 
an den Ausschuss für Wirtschaft und Technologie zur Mit- 
beratung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der Kommissionsvorschlag beinhaltet im Wesentlichen 
eine Ausweitung des Geltungsbereichs der Verordnung für 
Beförderungen von Gütern mit Kfz, deren zulässiges Ge- 
samtgewicht 3,5 t nicht übersteigt (bisher 6 t), die Einfüh- 
rung einer Definition für „schwerwiegende oder wieder- 
holte geringfügige Verstöße“, eine Definition und Kontrolle 
der Kabotage, eine Verpflichtung der Mitgliedstaaten, Infor- 
mationen über Verstöße der Unternehmen zwecks Überprü- 
fung der Zuverlässigkeit untereinander auszutauschen und 
Regelungen zur Verbesserung der Fälschungssicherheit der 
Lizenzen und zur Vereinheitlichung der beglaubigten Ab- 
schriften. 

III. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat die 

Unterrichtung in seiner 43. Sitzung am 19. September 2007 
beraten und empfiehlt deren Kenntnisnahme. 

IV. Beratungsverlauf im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat 

die Vorlage in seiner 46. Sitzung am 10. Oktober 2007 beraten. 

Zu dieser Sitzung haben die Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD eine Entschließung (Ausschussdrucksache 16(15)1030) 
eingebracht, dessen Inhalt sich aus der Beschlussempfeh- 
lung ergibt. 

Die Fraktion der CDU/CSU erklärte, das Ziel der Harmo- 
nisierung der Wettbewerbsbedingungen im Straßenverkehr 


sehe sie als richtig an. Es gebe aber Punkte, bei denen man 
noch Informationsbedarf beziehungsweise Verbesserungs- 
möglichkeiten sehe, weshalb die Koalitionsfraktionen einen 
Entschließungsantrag (Ausschussdrucksache 16(15)1030) 
eingebracht hätten. 

Die Fraktion der SPD begrüßte die neue Kabotageregelung. 
Sie führe zu einer Harmonisierung der Regelungen. Kritisch 
sehe man aber die vorgesehenen elektronischen Register. 
Der Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten 
sei mit einem erheblichen Bürokratieaufwand verbunden. 
Zudem sei eine Verdeutlichung erforderlich, welcher Staat 
für die Erteilung von Gemeinschaftslizenzen zuständig sei. 
Die Gültigkeit der Gemeinschaftslizenz solle nicht pauschal 
auf fünf Jahre begrenzt werden. Mit dem Entschließungs- 
antrag (Ausschussdrucksache 16(15)1030) strebe man auch 
klare Definitionen an. 

Die Fraktion der FDP stellte fest, in Bezug auf den Antrag 
der Koalitionsfraktionen lehne man die Bindung der Lizenz 
an die Risikoeinstufung der Unternehmen im Rahmen der 
Verordnung zum Zugang zum Güterkraftverkehrsmarkt, ab. 
Eine Kontrolle der Unternehmen sei schon durch das Sys- 
tem der Risikoeigenschaften gegeben. Es sei auch bereits 
ausdrücklich vorgesehen, dass, neben einer regelmäßigen 
Kontrolle alle fünf Jahre, die zuständigen Behörden gezielte 
Kontrollen vornehmen könnten. Man werde dem Antrag der 
Koalitionsfraktionen daher nicht zustimmen, weil er bei die- 
sem Punkt zu weitgehend sei. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärte, vie- 
les von dem, was die Kommission vorschlage, sei richtig. 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung emp- 
fahl mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimm- 
enthaltung der Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN die Entschließung der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 16(15)1030 anzu- 
nehmen. 

Die Unterrichtung hat er zur Kenntnis genommen. 


Berlin, den 26. November 2007 


Patrick Döring 

Berichterstatter 
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RAT DER 
EUROPÄISCHEN UNION 


Brüssel, den 29, Mai 2007 (30.05) 
(OR. en) 


Interinstitutionelles Dossier: 
2007/0099 (COD) 


10092/07 


TRANS 189 
CODEC 599 


VORSCHLAG 

der: 

Kommission 

vom: 

24. Mai 2007 

Betr.: 

Vorschlag für eine VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES über den Zugang zum 
Güterkraftverkehrsmarkt in der Gemeinschaft für Beförderungen aus 
oder nach einem Mitgliedstaat oder durch einen oder mehrere 
Mitgliedstaaten 


Die Delegationen erhalten in der Anlage den mit Schreiben von Herrn Jordi AYET PUIGARNAU, 
Direktor, an den Generalsekretär/Hohen Vertreter, Herrn Javier SOLANA, übermittelten Vorschlag 
der Europäischen Kommission. 


Anl.: KOM(2007) 265 endgültig 
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*■** 

☆ ☆ 

☆ ☆ 

☆ ☆ 




KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 23.5.2007 
KOM(2007) 265 endgültig 

2007/0099 (COD) 


Vorschlag für eine 

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 


über den Zugang zum Güterkraftverkehrsmarkt in der Gemeinschaft für 
Beförderungen aus oder nach einem Mitgliedstaat oder durch einen oder mehrere 

Mitgliedstaaten 


{SEK(2007)635} 

{SEK(2007)636} 


(von der Kommission vorgelegt) 
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BEGRÜNDUNG 


1, Kontext des Vorschlags 

1.1, Gründe und Ziele des Vorschlags 

Die Grundlagen des Kraftverkehrsbinnenmarkts bilden die Riehtlinie 96/26/EG über den 
Zugang zum Beruf des Güter- und Personenkraftverkehrsuntemehmers, die Verordnungen 
(EWG) Nr. 881/92, Nr. 3118/93 und Nr. 684/92 sowie die Verordnung (EG) Nr. 12/98 über 
den Zugang zum Kraftverkehrsmarkt. 

Dieser Reehtsrahmen hat eine ausgewogene Entwieklung des Binnenmarkts ermöglieht. Mit 
der Riehtlinie wurden Mindestqualitätsstandards eingeführt, die als Voraussetzung für den 
Berufszugang erfüllt werden müssen, während die vier Verordnungen zum Ziel hatten, den 
grenzübersehreitenden Güterkraftverkehr und Personenbeförderungen im 
Gelegenheitsverkehr für den Wettbewerb zu öffnen sowie im Personenlinienverkehr und im 
Kabotageverkehr einen kontrollierten Wettbewerb einzuführen. Die Verkehrsuntemehmen 
haben ihre Dienste erweitert und diversifiziert und tragen damit den Kundenbedürfnissen 
naeh zeitgereehten („Just-in-time“) oder spezifisehen Dienstleistungen stärker Reehnung. Der 
Sektor als Ganzes hat begonnen, sieh auf einem kontinuierlieh expandierenden Markt zu 
konsolidieren. 

Die Erfahrung zeigt allerdings, dass besti mm te Maßnahmen dieses Reehtsrahmens 
uneinheitlieh angewandt und durehgesetzt werden, weil die reehtliehen Bestimmungen 
unpräzise oder unvollständig sind. Im Fall des Straßengüterverkehrs betrifft dies die 
Verordnung (EWG) Nr. 881/92, die Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 und die Riehtlinie 
2006/94/EG (Kodifizierung der ersten Riehtlinie des Rates vom 23. Juli 1962). Bei 
bestimmten Aspekten unterliegen die Kraftverkehrsuntemehmer untersehiedliehen nationalen 
Vorsehriften und einer gewissen Reehtsunsieherheit, wodureh ihnen Mehrkosten entstehen, 
wenn sie in mehreren Mitgliedstaaten tätig sind. 

Die Neufassung dieser Verordnungen dient somit einer größeren Klarheit sowie besseren 
Lesbarkeit und Durehsetzbarkeit der geltenden Vorsehriften. 

1.2, Allgemeiner Kontext 

Mit der Verordnung (EG) Nr. 881/92 wird Verkehrsuntemehmen, die über eine 
Gemeinsehaftslizenz verfügen, Dienstleistungsfreiheit im grenzübersehreitenden 
gewerbliehen Güterkraftverkehr gewährt, während in der ersten Riehtlinie des Rates 
versehiedene Befördemngsarten von der Genehmigungspflieht ausgenommen werden. Die 
Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 ermöglieht es Unternehmen, die über eine von einem 
Mitgliedstaat erteilte Gemeinsehaftslizenz verfügen, in anderen Mitgliedstaaten 
Güterkraftverkehrsdienste durehzuführen unter der Voraussetzung, dass diese Dienste nur 
zeitweilig erbraeht werden. Gemeinsehaftslizenzen können nur Unternehmen erteilt werden, 
die in einem Mitgliedstaat niedergelassen sind und die gemäß der Riehtlinie 96/26/EG 
Mindestanfordemngen in Bezug auf Zuverlässigkeit, finanzielle Leistungsfähigkeit und 
faehliehe Eignung erfüllen. 

Die Kommission hat in ihrem Gesetzgebungsprogramm 2006 ihre Absieht bekundet, diese 
Vorsehriften genau zu prüfen und sie gegebenenfalls einfaeher, klarer und durehsetzbarer zu 
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gestalten. Naeh einer Reihe von Untersuehungen, einer öffentliehen Anhörung und einer 
Folgenabsehätzung wurde deutlieh, dass die mangelnde Klarheit und Unvollständigkeit der 
geltenden Vorsehriften zu Unstimmigkeiten, Sehwierigkeiten in der Durehsetzung und 
unnötigem Verwaltungsaufwand führen, wovon die folgenden Bereiehe betroffen sind: 

- der Anwendungsbereieh der Verordnung auf Beförderungen, die Verkehrsuntemehmen aus 
der Gemeinsehaft naeh und aus Drittländern durehführen; 

- Sehwierigkeiten bei der Umsetzung des Konzepts der zeitweiligen Kabotage. Trotz einer 

2005 veröffentliehten Mitteilung zu Auslegungsfragen, die sieh auf eine Definition des 
Begriffs „zeitweilig“ dureh den Geriehtshof im Zusammenhang mit der 

Dienstleistungsfreiheit stützt, bestehen naeh wie vor Sehwierigkeiten und die 
Mitgliedstaaten neigen zur Anwendung von Vorsehriften, die voneinander abweiehen, 
sehwer durehsetzbar oder mit zusätzliehem Verwaltungsaufwand verbunden sind; 

- ineffizienter Informationsaustauseh zwisehen den Mitgliedstaaten, obwohl er in den 

aktuellen Vorsehriften bereits geregelt wird. Infolgedessen müssen Unternehmen, die 
außerhalb des Mitgliedstaats ihrer Niederlassung tätig sind, kaum mit 

Verwaltungssanktionen reehnen, wodureh der Wettbewerb zwisehen diesen Unternehmen, 
die zur Einhaltung der Vorsehriften weniger veranlasst werden, und den übrigen 
Unternehmen beeinträehtigt werden könnte; 

- uneinheitliehe Kontrollpapiere (Gemeinsehaftslizenz, beglaubigte Absehriften und 
Fahrerbeseheinigung), was zu Problemen bei den Straßenkontrollen führt und für die 
Unternehmen häufig erhebliehen Zeitverlust bedeutet. 

1.3, Bestehende Rechtsvorschriften anf diesem Gebiet 

Mit diesem Vorsehlag sollen die Verordnungen (EWG) Nr. 881/92 und Nr. 3118/93 sowie die 
Riehtlinie 2006/94 überarbeitet und konsolidiert werden. 

1.4, Übereinstimmung mit anderen Politikbereichen und Zielen der Union 

Dureh Verbesserung der Reehtssieherheit, Senkung der Verwaltungskosten und Sehaffung 
eines faireren Wettbewerbs wird mit dem Vorsehlag der Binnenmarkt für den 
Güterkraftverkehr effizienter gestaltet. Die Kunden des Kraftverkehrs und damit die gesamte 
Wirtsehaft - der Kraftverkehr ist von entseheidender Bedeutung für die Eiefer- und 
Vertriebsketten der europäisehen Industrie - können so noeh stärker vom Binnenmarkt 
profitieren. Dureh die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der europäisehen Industrie wird 
damit aueh ein Beitrag geleistet, die Ziele der Strategie von Eissabon zu verwirkliehen. 

Indirekt trägt die neue Verordnung aueh dazu bei, die Straßenverkehrssieherheit zu 
verbessern, indem die in mehreren Mitgliedstaaten operierenden Unternehmen wirksamer 
kontrolliert werden. 

Der Vorsehlag fällt unter das Programm für eine bessere Reehtsetzung und steht mit der von 
der Kommission eingegangenen Verpfiiehtung, den Besitzstand zu vereinfaehen und zu 
aktualisieren, im Einklang. Insbesondere wurde darauf geaehtet, die Vorsehriften der 
Verordnungen (EWG) Nr. 881/92 und Nr. 3118/93 zu vereinfaehen und stärker mit den 
Bestimmungen der vorgesehlagenen Neufassung der Riehtlinie 96/26/EG in Einklang zu 
bringen, die die Grundvoraussetzungen für den Berufszugang und die Kontrolle ihrer 
Erfüllung regelt. 
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2, Anhörung von interessierten Kreisen und Folgenabschätzung 
2,1, Anhörung von interessierten Kreisen 

Konsultationsverfahren, ansesprochene Sektoren und allsemeines Profil der Befrasten 

Vor der Ausarbeitung dieses Vorsehlags wurde eine öffentliehe Anhörung durehgeführt, um 
von den betroffenen Personen und Einriehtungen mögliehst viele Stellungnahmen und 
Vorsehläge zu erhalten. Bei der Anhörung, die zusammen mit der Anhörung über die 
Zulassung zum Beruf stattfand, wurde ein Fragebogen verwendet, der im Internet 
veröffentlieht und an alle Organisationen versehiekt wurde, die auf nationaler oder auf 
europäiseher Ebene die wiehtigsten Interessengruppen repräsentieren. 

Die Kommission hat 67 Beiträge erhalten, und zwar von nationalen Behörden, internationalen 
und einzelstaatliehen Verbänden von Kraftverkehrsuntemehmen, Nutzern und Besehäftigten 
sowie von versehiedenen Interessengruppen und Einzeluntemehmen. Im Rahmen des sozialen 
Dialogs hat die Kommission am 5. September 2006 die wesentliehen Aspekte dieser 
Neufassung mit den Sozialpartnern erörtert. Am 7. November 2006 fand in Brüssel eine 
Konsultationssitzung mit den Interessengruppen statt, an der die Vertreter von 42 
Wirtsehaftsverbänden sowie 37 Beobaehter nationaler Behörden teilgenommen haben. 

Zusammenfassuns der Antworten und die Art ihrer Berücksichtisuns 

Die Befragten sehlossen sieh überwiegend der Ansieht an, dass der gegenwärtige 
Reehtsrahmen für den Kraftverkehrsmarkt weiter vereinfaeht und präzisiert werden muss. 
Wiederholt wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Durehsetzbarkeit der geltenden 
Vorsehriften, insbesondere über den Zugang zum Güterkraftverkehrsmarkt, einfaeher und 
wirksamer zu gestalten. Darüber hinaus führte die Konsultation eindeutig zu folgenden 
Ergebnissen: 

- Der Güterkraftverkehr und der Personenkraftverkehr sollten weiterhin zwei versehiedenen 
Regelwerken unterliegen. Es handelt sieh hier um zwei untersehiedliehe Verkehrsarten, 
deren Gemein s a mk eiten die Akteure als nieht ausreiehend betraehten, um in nur einem 
Reehtstext behandelt zu werden. 

- Annähernd ungeteiltes Einvernehmen herrseht darüber, dass eine einfaehe, klare und 
durehsetzbare Bestimmung des Begriffs der Kabotage gefunden werden muss. Die 
Stellungnahmen zu der gegenwärtigen Eösung fallen erwartungsgemäß reeht 
untersehiedlieh aus. Allerdings findet der Ansatz, die Kabotage mit grenzübersehreitenden 
Fahrten zu verknüpfen und somit Eeerfahrten zu vermeiden, eine breite Unterstützung. 

- In vielen Beiträgen wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, die bestehenden 

Vorsehriften ordnungsgemäß anzuwenden und in geeigneter Form durehzusetzen. Die 
einzelstaatliehen Vollzugsbehörden sollten besser Zusammenarbeiten, was die Einriehtung 
eines EU-Registers zugelassener Unternehmen oder einer Datenbank aller 

Gemeinsehaftslizenzen erfordern würde. 

- Ferner spraehen sieh die Befragten klar dafür aus, die Muster für die Gemeinsehaftslizenz, 
die beglaubigten Absehriften die Fahrerbeseheinigung weiter zu vereinheitliehen. 
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Eine Zusammenfassung der Antworten der öffentliehen Anhörung sowie der vollständige 
Wortlaut der E inz el antworten und der Berieht über die Anhörung vom 7. November 2006 
sind unter folgender Intemetadresse abrufbar: 

http://ee.europa.eu/transport/road/eonsultations/road market en.htm 

2.2, Einholung und Nutzung von Expertenwissen 

Die Anhörung der Interessengruppen wurde von einem unabhängigen Saehverständigen, 
Prof. Brian Bayliss, begleitet, einem der Vorsitzenden des Untersuehungsaussehusses für den 
Kraftverkehr, der im Juli 1994 einen umfassenden Berieht über den Entwieklungsstand des 
Kraftverkehrsbinnenmarkts und die notwendigen Sehritte zu seiner Vollendung erarbeitet 
hatte. 

2.3, Folgenabschätzung 

Die für diesen Vorsehlag durehgeführte Folgenabsehätzung erstreekte sieh auf die 
Neufassung der Vorsehriften sowohl über die Zulassung zum Beruf als aueh über den 
Marktzugang, da diese Bereiehe in einer engen Beziehung zueinander stehen und einander 
übersehneiden. 

Die Folgenabsehätzung, für die ein Vertrag mit einem externen Berater gesehlossen wurde, 
stützte sieh auf eine Reihe von Untersuehungen aus den Jahren 2004, 2005 und 2006'. Im 
Rahmen des Vertrags wurden regelmäßig Rüekmeldungen aus der Folgenabsehätzung 
geliefert, um sieherzustellen, dass deren Ergebnisse in den Neufassungsvorsehlag einfließen 
konnten. Dabei wurde dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der Analyse Reehnung 
getragen, die sieh auf die wiehtigsten Auswirkungsformen und Verteilungseffekte 
konzentrierte. 

Insgesamt wurden fünf politisehe Optionen untersueht: 

1. Bei der Option „Status Quo“ blieben die derzeitigen Reehtsvorsehriften für den 
Kraftverkehr unverändert, wobei die am Anfang dieses Dokuments umrissenen 
Probleme fortbestehen und sieh letztlieh versehlimmem würden. 

2. Die Option der „teehnisehen Vereinfaehung ohne gesetzliehe Änderung" würde 
lediglieh eine Zusammenführung der beiden aktuellen Verordnungen und der 
Riehtlinie bedeuten. Dies wäre sehr einfaeh zu realisieren, doeh würde das Problem 
der unklaren Kabotage-Definition und der untersehiedliehen nationalen Vorsehriften 
damit nieht gelöst. Die einzig wesentliehen Änderungen bestünden darin, bestimmte 
Kontrollpapiere zu vereinheitliehen. Zwar könnten die Verwaltungskosten 
geringfügig verringert werden, doeh würden die größten der eingangs genannten 
Probleme fortbestehen. 

3. Die Option „Harmonisierung“ würde zu einem gereehteren Wettbewerb beitragen 
und dazu führen, dass die Vorsehriften für den Kraftverkehr besser eingehalten 
werden und das Durehsehnittsniveau der berufliehen Qualifikation in dem Sektor 
steigt. Aus dieser Option ergäbe sieh eine klare und durehsetzbare Definition des 


I 


Gegenstand dieser Untersuchungen waren Fahrerbescheinigungen (ECORYS), Kabotage (COWI), die 
Zulassung zum Beruf und die Arbeitszeitrichtlinie (TNO). 
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Begriffs der Kabotage sowie eine erhebliehe Verbesserung der Bestimmungen zur 
Beaehtung und Durehsetzung der Vorsehriften. Die Verwaltungskosten blieben zwar 
weitgehend dieselben, doeh würden die Vollstreekungskosten sieh langfristig 
verringern. Diese Option dürfte eine breite Zustimmung finden. 

4. Mit der Option „höhere Qualitätsstandards“ würden das Durehsehnittsniveau der 
berufliehen Qualifikation in dem Sektor und dessen Finanzkraft noeh weiter 
angehoben. Langfristig würde die Effizienz der Verkehrsunternehmen steigen, was 
für die gesamte Wirtsehaft von Nutzen wäre. Auf kurze Sieht wären zusätzliehe 
Verwaltungskosten die Folge, wodureh sehr kleine sowie unabhängige Unternehmen 
benaehteiligt würden. Diese Option ist umstrittener. 

5. Bei der Option „Liberalisierung“ würde die Kabotage fast uneingesehränkt dem 
Wettbewerb geöffnet. Dadureh könnten die Transportkosten kurzfristig gesenkt 
werden, ohne jedoeh automatiseh die Effizienz im Verkehrssektor zu verbessern, 
sofern keine weitere Harmonisierung, insbesondere im Sozial- und Steuerreeht, 
stattfindet. Ohne eine vorhergehende Angleiehung der Qualitätsstandards auf höherer 
Ebene (d. h. Umsetzung der Option 4) könnten dureh diese Option effizientere 
Unternehmen sogar aus dem Markt gedrängt werden. Langfristig bliebe die 
Markteffizienz insgesamt unverändert oder würde sieh sogar versehleehtem. In 
einigen Ländern würde diese Option zum Verlust von Arbeitsplätzen führen. 
Angesiehts ihrer weitreiehenden Auswirkungen müsste eine weitaus gründliehere 
Untersuehung durehgeführt werden, die über den derzeitigen Rahmen der 
Vereinfaehung hinausginge. 

In Anbetraeht dieser Ergebnisse ist dieser Vorsehlag an der Option „Harmonisierung“ 
ausgeriehtet. Die Zusammenfassung der Folgenabsehätzung sowie der vollständige Berieht 
darüber sind diesem Vorsehlag beigefügt. Die Folgenabsehätzung zeigt, dass die vorliegende 
Verordnung zusammen mit den zwei anderen Verordnungsvorsehlägen (über die 
Personenbeförderung und die Zulassung zum Beruf) Wettbewerbsverzerrungen mindern und 
dazu führen wird, dass die Sozial- und die Sieherheitsvorsehriften für den Kraftverkehr 
verstärkt eingehalten werden und die Mitgliedstaaten die Mögliehkeit erhalten, 
Verwaltungskosten in Höhe von jährlieh 190 Mio. € einzusparen. 


3, Rechtliche Aspekte 

3.1, Zusammenfassung der vorgeschlagenen Maßnahmen 

Mit diesem Vorsehlag werden die beiden Verordnungen über den Zugang zum 
Kraftverkehrsmarkt und die erste Riehtlinie des Rates, die bestimmte Beförderungsarten von 
der Genehmigungspflieht ausnimmt, konsolidiert und zusammengefasst. Die bestehenden 
Reehtsvorsehriften werden präzisiert und in bestimmten Aspekten ergänzt, um ihre 
Gesamtkohärenz zu stärken und eine wirksame Anwendung zu gewährleisten. Als 
wesentliehe Änderungen sind vorgesehen: 

- eine einfaehe, klare und durehsetzbare Bestimmung des Begriffs der Kabotage, wonaeh im 
Ansehluss an eine grenzübersehreitende Fahrt drei Beförderungen innerhalb von sieben 
Tagen durehgeführt werden dürfen und der Fahrzeughalter verpfiiehtet ist, Dokumente im 
Fahrzeug mitzuführen, z. B. Fraehtbriefe, die Zeit und Ort der Ankünfte und Abfahrten 
belegen; 
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- vereinfachte Muster für die Gemeinschaftslizenz, die beglaubigten Abschriften und die 
Fahrerbescheinigung mit dem Ziel, den bürokratischen Aufwand und Verzögerungen zu 
reduzieren, vor allem bei Straßenkontrollen; 

- Verbesserung der aktuellen Rechtsvorschriften, indem die Mitgliedstaaten auf 
Aufforderung eines anderen Mitgliedstaats Maßnahmen ergreifen müssen, wenn ein 
Verkehrsuntemehmer, dem sie eine Gemeinschaftslizenz erteilt haben, in dem 
Mitgliedstaat seiner Niederlassung oder in einem anderen Mitgliedstaat einen Verstoß 
begeht. Eine solche Maßnahme sollte mindestens eine Verwarnung beinhalten. Unter 
Einsatz der nationalen Kontaktstellen, die gemäß der neuen Verordnung über den Zugang 
zum Beruf des Kraftverkehrsuntemehmers einzurichten sind, werden bessere Verfahren für 
den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten geschaffen. 

3.2, Rechtsgrundlage 

Grundlage des Verordnungsentwurfs zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 881/92, der 
Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 sowie der ersten Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1962 ist 
Artikel 71 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft. 

3.3, Subsidiaritätsprinzip 

Es gilt das Subsidiaritätsprinzip, da der Vorschlag nicht in die ausschließliche Zuständigkeit 
der Gemeinschaft fällt. 

Der Hauptzweck des Vorschlags besteht darin, bestehende Gemeinschaftsvorschriften klarer 
zu gestalten, und kann deshalb von den Mitgliedstaaten allein nicht erreicht werden. Ferner 
soll durch den Vorschlag der bestehende Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten 
verbessert werden. Dies kann von einem einzelnen Mitgliedstaat nicht bewerkstelligt werden, 
sondern nur von den Mitgliedstaaten gemeinsam auf bilateraler Ebene. 

Daher muss die Gemeinschaft tätig werden, da die genannten Probleme von einem 
Mitgliedstaat oder einer Gruppe von Mitgliedstaaten nicht in wünschenswerter Weise gelöst 
werden können. Der Vorschlag steht deshalb mit dem Subsidiaritätsprinzip im Einklang. 

3.4, Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

Der Vorschlag geht nicht über das für die Erreichung seiner Ziele erforderliche Maß hinaus 
und steht aus folgenden Gründen mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im Einklang: 

- Gegenstand des Vorschlags ist der grenzüberschreitende Verkehr, der einer Regelung 
bedarf, die einheitlich angewandt werden kann und einen fairen Wettbewerb ermöglicht. 

- Der Vorschlag verpflichtet die Mitgliedstaaten, bei schweren Verstößen oder bei 
wiederholten leichten Verstößen Verwarnungen auszusprechen, wobei es allerdings den 
Mitgliedstaaten überlassen bleibt, über den Entzug von Gemeinschaftslizenzen, 
beglaubigten Abschriften oder Fahrerbescheinigungen zu entscheiden. 

3.5, Wahl des Instruments 

Als Instrument wird eine Verordnung vorgeschlagen, 

(1) weil die Neufassung Bereiche betrifft, die bereits durch Verordnungen geregelt sind, und 
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(2) weil der Versueh der Kommission, im Jahr 2005 die bestehenden Vorsehriften zum 
Kabotageverkehr im Wege einer Mitteilung, d. h. ohne Reehtsakt, zu präzisieren, nieht 
ausreiehte, um die befristete Natur der Kabotage klären zu helfen. 


4, Auswirkungen auf den Haushalt 

Der Vorsehlag hat keine Auswirkungen auf den Gemeinsehaftshaushalt. 


5, Weitere Angaben 

5.1, Vereinfachung 

Der Vorsehlag trägt zu einer Vereinfaehung des Aequis bei. Er ist im Tumusprogramm der 
Kommission zur Aktualisierung und Vereinfaehung der EU-Reehtsvorsehriften sowie in 
ihrem Gesetzgebungs- und Arbeitsprogramm unter der Referenz 2006/TREN/ 42 aufgeführt. 

Die überholten Maßnahmen wurden in dem Vorsehlag gestriehen sowie Inhalt, Präsentation 
und Wortlaut der einzelnen Bestimmungen so weit wie möglieh geprüft und angepasst, um sie 
verständlieher zu maehen und mehrdeutige Auslegungen zu vermeiden. 

Der Vorsehlag entsprieht der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 28. November 2001 über 
eine systematisehere Neufassung von Reehtsakten. Er wurde auf der Grundlage einer 
vorbereitenden Konsolidierung des Textes erstellt, die vom Amt für amtliehe 
Veröffentliehungen der Europäisehen Gemeinsehaften mit Hilfe eines 
Datenverarbeitungssystems vorgenommen worden war. Bei der Umnummerierung einzelner 
Artikel wurde die alte und die neue Nummerierung in eine Entspreehungstabelle in Anhang 
III der neugefassten Verordnung aufgenommen. 

5.2, Aufhebung geltender Rechtsvorschriften 

Mit der Aimahme des Vorsehlags werden die Verordnungen (EWG) Nr. 881/92 und 
Nr. 3118/93 sowie die Riehtlinie 2006/94/EG, mit der die erste Riehtlinie des Rates vom 
23. Juli 1962 unlängst kodifiziert wurde, aufgehoben. 

5.3, Europäischer Wirtschaftsraum 

Der vorgesehlagene Reehtsakt ist von Bedeutung für den Europäisehen Wirtsehaftsraum und 
sollte deshalb auf den EWR ausgeweitet werden. 

5.4, Einzelerläuterung zum Vorschlag 

Mit dem Vorsehlag werden die Verordnungen (EWG) Nr. 881/92 und Nr. 3118/93 über den 
Zugang zum Kraftverkehrsmarkt sowie die Riehtlinie 2006/94/EG, die bestimmte 
Beförderungsarten von der Genehmigungspflieht ausnimmt, konsolidiert und 
zusammengefasst. Die bestehenden Reehtsvorsehriften werden präzisiert und in bestimmten 
Aspekten ergänzt, um ihre Gesamtkohärenz zu stärken und eine wirksame Anwendung zu 
gewährleisten. 

Der Vorsehlag beinhaltet im Wesentliehen folgende Änderungen: 
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Klärung des Geltungsbereichs, der Begriffsbestimmungen und des Grundsatzes 

In Artikel 1 wird der Geltungsbereich präzisiert. Die Verordnung gilt für alle 
grenzüberschreitenden Beförderungen innerhalb der Gemeinschaft, einschließlich 
Beförderungen aus und nach Drittländern, sowie für den innerstaatlichen Güterkraftverkehr, 
der von Verkehrsuntemehmen außerhalb des Mitgliedstaats ihrer Niederlassung zeitweilig 
durchgeführt wird (Kabotage). Bezüglich Beförderungen aus und nach Drittländern heißt es in 
Artikel 1, dass der Teil der Fahrt, der in dem Mitgliedstaat der Be- oder der Entladung 
stattfindet, von der Verordnung ausgenommen ist, sofern zwischen der Gemeinschaft und 
dem betreffenden Drittstaat kein Abkommen besteht. Die Verordnung gilt allerdings 
irmerhalb der im Transit durchquerten Mitgliedstaaten. 

Nur bestimmte Beförderungen, die klar definiert und kommerziell von geringer Bedeutung 
sind, fallen nicht in den Geltungsbereich der Verordnung. 

In Artikel 2 und Artikel 3 werden die Begriffe „gebietsfremde Verkehrsuntemehmer“ sowie 
„schwerwiegende oder wiederholte geringfügige Verstöße“ neu definiert. 

Gemeinschaftslizenz und Fahrerbescheinigung 

Artikel 4 enthält neue Bestimmungen zur genaueren Festlegung des Musters der 
Gemeinschaftslizenz. Artikel 5 enthält analoge Bestimmungen zur Fahrerbescheinigung. Die 
Muster für diese Dokumente sind in den Anhängen I und II enthalten. Beide Artikel sehen für 
die Kommission die Möglichkeit vor, die Muster dieser Dokumente nach dem 
Regelungsverfahren mit Kontrolle gemäß dem Beschluss 1999/468/EG an den technischen 
Fortschritt anzupassen. 

Definition und Kontrolle der Kabotage 

In Artikel 4 wird der Begriff der Kabotage neu bestimmt, wobei näher auf die Bedingung 
eingegangen wird, dass Kabotage nur zeitweilig durchgeftihrt werden darf Die befristete 
Natur der Kabotage schlägt sich zum einen in einer Begrenzung der Zahl der 
Kabotagebeförderungen nieder sowie darin, dass diese irmerhalb einer bestimmten Frist 
durchzuführen sind. Die Verkehrsunternehmen dürfen im Anschluss an eine 
grenzüberschreitende Fahrt nach Auslieferung der Güter bis zu drei Kabotagebeförderungen 
durchführen, wobei diese Beförderungen irmerhalb von sieben Tagen erfolgen müssen. 

Ob eine Kabotagebeförderung zulässig ist, wird für die Vollzugsbehörden anhand der CMR- 
Frachtbriefe einfacher zu kontrollieren sein, in denen bei grenzüberschreitenden Fahrten die 
Daten der Be- und Entladung ausgewiesen sind. Der Vollständigkeit halber werden deshalb in 
Artikel 8 die Informationen genannt, die zu dokumentieren und im Fahrzeug mitzuführen 
sind, in Kenntnis dessen, dass die bei allen grenzüberschreitenden Fahrten verwendeten 
CMR-Frachtbriefe diese Angaben ohnehin enthalten. Mit dieser Definition könnten effiziente 
Verkehrsuntemehmer, die regelmäßig grenzüberschreitende Befördemngen durchführen, die 
Eadungen ihrer Fahrzeuge optimieren und Eeerfahrten reduzieren. 

Artikel 8 verbietet nicht, dass die Mitgliedstaaten Verkehrsuntemehmen, die in einem anderen 
Mitgliedstaat niedergelassen sind, entsprechend ihren irmerstaatlichen Rechtsvorschriften 
einen weitergehenden Zugang zu ihrem nationalen Güterkraftverkehrsmarkt gewähren 
können. 
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Die Bestimmung aus Artikel 8 der Verordnung 3118/93 über Maßnahmen bei ernsten 
Marktstörungen im innerstaatliehen Verkehr wurde nieht in die Neufassung übernommen. 
Diese Bestimmung wurde seit der Marktöffnung für Kabotagebeförderungen im 
Inlandsverkehr am 1. Januar 1994 nie angewandt und kann daher als gegenstandslos 
betraehtet werden. 

Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 

Obwohl die bestehenden Verordnungen bereits eine gegenseitige Amtshilfe der 
Mitgliedstaaten vorsehen, hat sieh diese Zusammenarbeit in der Praxis niemals voll 
entwiekelt. Verstöße gebietsfremder Verkehrsuntemehmen wurden von dem Mitgliedstaat, in 
dem ein Verstoß begangen wurde, nur in Einzelfähen dem Mitgliedstaat der Niederlassung 
des Unternehmens gemeldet und führten kaum dazu, dass dieser Sanktionen gegen das 
Unternehmen verhängte. 

Um den Informationsaustauseh zwisehen den einzelstaatliehen Behörden zu verstärken und zu 
erleiehtem, sind die Mitgliedstaaten naeh Artikel 10 verpfhehtet, über die nationalen 
Kontaktstellen, die gemäß der Verordnung über den Zugang zum Beruf des 

Kraftverkehrsunternehmers einzuriehten sind, Informationen auszutausehen. Dabei handelt es 
sieh um benannte Behörden oder Stehen, die den Auftrag haben, mit den entspreehenden 
Einriehtungen in den anderen Mitgliedstaaten Informationen auszutausehen. Ferner ist in 
Artikel 13 vorgesehen, dass die Mitgliedstaaten in ihre einzelstaatliehen Unternehmensregister 
sämtliehe sehwerwiegende und wiederholte geringfügige Verstöße, die ihre 

Kraftverkehrsuntemehmer begehen und die mit einer Sanktion geahndet werden, eintragen 
müssen. 

Entzug der Gemeinschaftslizenz und Informationsaustausch 

Zur Angleiehung der Überwaehungs- und Kontrohsysteme der Mitgliedstaaten bestehen zwei 
Mögliehkehen. Entweder könnten die Mitgliedstaaten ermäehtigt werden, gegen 
gebietsfremde Unternehmen, die ihr Hoheitsgebiet durehfahren, Sanktionen von 

absehreekender Wirkung zu verhängen, beispielsweise indem sie die gegenseitige 

Anerkennung der Gemeinsehaftslizenz aufheben. Dies könnte zu Diskriminierungen dureh die 
Behörden führen und gegebenenfalls dem Grundsatz der Freizügigkeit widerspreehen. Die 
zweite Mögliehkeit besteht darin, die Befugnisse und Mögliehkeiten der nationalen Behörden, 
die Gemeinsehaftslizenzen erteilen und entziehen können, auszuweiten. In diesem Vorsehlag 
sowie bei der Änderung der Riehtlinie 96/26/EG wird dieser zweite Ansatz verfolgt. 

Bei sehwerwiegenden oder wiederholten geringfügigen Verstößen gegen die 
Gemeinsehaftsvorsehriften im Bereieh des Straßenverkehrs muss deshalb laut Artikel 11 die 
zuständige Behörde des Niederlassungsmhgliedstaats eine Verwarnung ausspreehen. Diese 
Pflieht besteht aueh bei Verstößen, die in anderen Mitgliedstaaten begangen werden. 
Zusätzlieh werden in Artikel 1 1 Absatz 1 die Sanktionen präzisiert, die die Mitgliedstaaten 
gegen die in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen Unternehmen verhängen dürfen, nämlieh 
der (zeitweilige oder teilweise) Entzug der beglaubigten Absehriften der Gemeinsehaftslizenz, 
der Gemeinsehaftslizenz selbst oder der Fahrerbeseheinigungen. Ferner können die 
Mitgliedstaaten dem Verkehrsleiter eines Unternehmens („Transport Manager“) die 
Ausübung seiner Tätigkeit vorübergehend oder ständig verbieten. 

Der Artikel 12 sieht ein neues Verfahren vor, das die Mitgliedstaaten bei der Feststellung von 
Verstößen einhalten müssen. Die entspreehenden Angaben sind innerhalb eines Monats naeh 
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einem einheitliehen Muster mitzuteilen. Der Mitgliedstaat der Niederlassung des 
Unternehmens kann zur Verhängung von Verwaltungssanktionen aufgefordert werden. Er hat 
drei Monate Zeit, den anderen Mitgliedstaat über die Folgemaßnahmen zu unterriehten. 

Anhänge 

Für die Muster der Gemeinsehaftslizenz und der Fahrerbeseheinigung in den Anhängen I und 
II der Verordnung werden einige Umgestaltungen vorgesehlagen. Sie sollen zur 
Vereinheitliehung dieser Kontrollpapiere und zu einer besseren Fesbarkeit beitragen. Aueh 
der Wortlaut wurde an bestimmten Stellen angepasst, um den normativen Änderungen in der 
neuen Verordnung Reehung zu tragen. 

Unveränderte Bestimmungen 

Die folgenden Bestimmungen bleiben trotz einiger teehniseher Anpassungen im Wesentliehen 
unverändert: 

Verordnung 881/92: Artikel 3 und 7; Verordnung 31 18/93: keine. 
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2007/0099 (COD) 


^ 881/92 
■=> neu 


Vorschlag für eine 

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 


einem Mitglicdstaat oder durch 


in der Gemeinschaft für Beförderungen aus oder nach 
einen oder mehrere Mitglicdstaatcn 


zur Festlegung der Bedingungen für die 


'ö' neu 

über gemeinsame Regeln für den Zugang zum Markt des grenzüberschreitenden 

Güterkraftverkehrs 


^ 3118/93 (angepasst) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 


DAS EUROPÄISCHE PAREAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel [S> 71 <3 , 

auf Vorschlag der Kommission , 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses , 
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen"*, 
gemäß dem Verfahren des Artikels 251 EG- Vertragt, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 


ABI. C[...] vom [...], S. [...]. 
ABI. C[...] vom [...], S. [...]. 
ABI. C[...] vom [...], S. [...]. 
ABI. C[...] vom [...], S. [...]. 
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( 1 ) 


'ö' neu 


Die Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates vom 26. März 1992 über den Zugang 
zum Gütekraftverkehrsmarkt in der Gemeinsehaft für Beförderungen aus oder naeh 
einem Mitgliedstaat oder dureh einen oder mehrere Mitgliedstaaten^, die Verordnung 
(EWG) Nr. 3118/93 des Rates vom 25. Oktober 1993 zur Festlegung der Bedingungen 
für die Zulassung von Verkehrsuntemehmen zum Güterkraftverkehr innerhalb eines 
Mitgliedstaats, in dem sie nieht ansässig sind^, und die Riehtlinie 2006/94/EG des 
Europäisehen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über die Aufstellung 

o 

gemeinsamer Regeln für bestimmte Beförderungen im Güterkraftverkehr müssen in 
einigen wesentliehen Punkten geändert werden. Aus Gründen der Klarheit sollte eine 
Neufassung der genannten Verordnungen und der Riehtlinie vorgenommen werden. 


^ 881/92, Erwägung 1 
(angepasst) 

(2) Die Sehaffung einer gemeinsamen Verkehrspolitik erfordert unter anderem die 
Aufstellung gemeinsamer Regeln für den Marktzugang im grenzübersehreitenden 
Güterkraftverkehr im Gebiet der Gemeinsehaft [x> sowie die Festlegung der 
Bedingungen für die Zulassung von Verkehrsuntemehmem zum Verkehr innerhalb 
eines Mitgliedstaats, in dem sie nieht ansässig sind <3 . Diese Regeln müssen so 
gestaltet sein, dass sie zur Vollendung [E> zu einem reibungslosen Funktionieren <3 
des Binnenmarktes im Verkehr beitragen. 





^ 3118/93, Erwägung 1 

(angepasst) 




nicht ansässig sind. 



^ 881/92, Erwägung 2 

(3) Dank dieser einheitliehen Marktzugangsregelung wird die Dienstleistungsfreiheit 
hergestellt, indem alle Besehränkungen aufgehoben werden, die mit der 
Staatsangehörigkeit des Erbringers von Dienstleistungen oder damit 


ABI. L 95 vom 9.4.1992, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 484/2002 dej 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 1. März 2002, ABI. L 76 vom 19.3.2002, S. 1. 

ABI. L 279 vom 12.11.1993, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 4 84/2002 ded 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 1. März 2002, ABI. L 76 vom 19.3.2002, S. 1. 

Richtlinie 2006/94/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Aufstellung ge meinsame^ 
B^eln für bestimmte Beförderungen im Güterkraftverkehr, ABI. L 374 vom 27. 12.2006, S. sj 
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Zusammenhängen, dass dieser nieht in dem Mitgliedstaat niedergelassen ist, in dem 
die Dienstleistung erbraeht werden soll. 


'ö' neu 

(4) Die gemeinsehaftliehen Regeln für den Marktzugang im Güterkraftverkehr wurden 
erstmals mit den Verordnungen Nr. 881/92 und Nr. 3118/92 des Rates sowie in der 
Riehtlinie 2006/94/EG des Europäisehen Parlaments und des Rates aufgestellt. Im 
Interesse der Klarheit und Vereinfaehung empfiehlt es sieh, eine Neufassung dieser 
Reehtsakte vorzunehmen und sie in einer einzigen Verordnung zu konsolidieren. 


'ö' neu 

(5) Zur Gewährleistung eines einheitliehen gemeinsehaftliehen Rahmens für den 
grenzübersehreitenden Güterkraftverkehr sollte diese Verordnung für alle 

grenzübersehreitenden Beförderungen innerhalb der Gemeinsehaft gelten. 

Beförderungen zwisehen Mitgliedstaaten und Drittstaaten werden noeh weitgehend 
dureh bilaterale Abkommen zwisehen den Mitgliedstaaten und den betreffenden 
Drittstaaten geregelt. Die Verordnung sollte deshalb nieht für die in dem Mitgliedstaat 
der Be- oder Entladung zurüekgelegte Wegstreeke gelten, solange das hierfür 
erforderliehe Abkommen zwisehen der Gemeinsehaft und dem betreffenden Drittland 
nieht gesehlossen wurde. Innerhalb der im Transit durehquerten Mitgliedstaaten sollte 
die Verordnung allerdings gelten. 


^ 881/92, Erwägung 3 
(angepasst) 

Bei Beförderungen von einem Mitglicdotaat nach einem Drittland bzw. umgekehrt ist bis zum 

Abschluß oder bis zur Änderung der entsprechenden Abkommen mit den betroffene m 

Drittländern die x\m^^cndung des Grundoatzco des freien Dicnotlciotungovcrkchro auf die 

Strecke im Hoheitsgebiet des Mitglicdotaato, in dem die Be oder Entladung otattfindet, 

auszusetzen, damit der Grundsatz der Nichtdiskriminicrung und der Gleichheit de r 

W cttbc^^^crbobcdingungcn — zwischen den — Tranoportuntcmchmcm d e# — Gcmcinochaft 

oingchaltcn wird. 


4^ 881/92, Erwägung 4 
(angepasst) 

Aufgrund dos Urteils doo Gorichtohofeo vom 22. Mai 1985 in der Pmchtooachc 13/83 und der 

Schlußfolgerungen des Europäischen Pmtes vom 28. und 29. Juni 1985 zu der 

Kommissionsmitteilung über die Vollendung des Binnenmarktes hat der Rat am 21. Juni 198 ^ 
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die Verordnung (EWG) Nr. 1811/88 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3161/76 über 

den Zugang zum grcnzübcrochrcitcndcn GütcrlcrafWcrkchromarkt ^ orlaooon. 


^ 881/92, Erwägung 5 

(angepasst) 

Nach Artikel 4 a der Verordnung (EWG) Nr. 316 4 /76, der mit der Verordnung (EWG) 

1811/88 cingefugt \^airdc, werden ab 1. Januar 1993 bei den dort bczcichnctcn Beförderungen 

die Gcmcinschaftskontingcntc, die bilateralen Kontingente zwischen Mitglicdstaatcn und di e 

Kontingente für Beförderungen im Transitverkehr nach oder aus Drittländern aufgehoben un d 

eine Marktzugangorcgclung ohne mengenmäßige Beschränkungen cingefuhrt, welche auf 

qualitativen Kriterien beruht, denen die Gütcrkraftvcrkchrsuntcmchmcr genügen müssen. 


4^ 881/92, Erwägung 6 

(angepasst) 

Diese qualitativen Kriterien sind vor allem in der Pächtlinic 71/561/EWG des R.atco vom 12. 

November 1974 über den Zugang zum Beruf dos Gütorkxaftvorkohrsuntornohmers im 

innerstaatliehen und grenzübersehreitenden Verkehr 10 vorgesehen. 


4^ 881/92, Erwägung 7 

(angepasst) 

Gemäß Artikel 1b der Verordnung (EWG) Nr. 3161/76, der ebenfalls mit der Verordnung 
(EWG) Nr. 1811/88 oingefügt wurde, erläßt der R.at die zur Durchführung des Artikels 1a 

erforderlichen Vorschriften. ^ 


4^ 3118/93, Erwägung 2 

(angepasst) 

Die genannte Bestimmung erfordert die Beseitigung aller Beschränkungen für Erbringer von 

Dienstleistungen aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit oder des Umstandes, daß sic in einem 

anderen Mitglicdstaat als dem, in dem die Dienstleistung erbracht werden soll, niedergelassen 


ABI. Nr. L 357 vom 29.12.1976, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 

3911/90 (ABI. Nr. L 375 vom 3 1.12.1990, S. 7). 

ABI. Nr. L 308 vom 19.11.1971, S. 1. Richtlinie zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 

3572/90 (ABI. Nr. L 353 vom 17.12.1990, S. 12). 
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^ 3118/93, Erwägung 3 

(angepasst) 

Um eine flexible und rcibungolooc Durchführung dieser Bestimmung zu ermöglichen, sollte 

vor der Anwendung der endgültigen R-Cgclung eine Ubcrgangsrcgclung für die Kabotage 

vorgesehen \\'erden. 


^311 8/93, Erwägung 9 
(angepasst); 2006/94, Erwägung 4 
(angepasst) 

(6) Aufgrund der Ersten Richtlinie des Rates vom 23. .luli 1962 [x> Richtlinie 2006/94/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 <3 über die 
Aufstellung gemeinsamer Regeln für bestimmte Beförderungen im 
Güterkraftverkehr^' zwischen Mitgliedstaaten fällt gegenwärt ig eine Reihe von 
Beförderungen nicht unter die Regelungen für die Kontingentierung und die 
Beförderungsgenehmigungen. Im Rahmen der mil [x> in <x] dieser Verordnung 
eingeführt ee [S> vorgesehenen <3 neuen Marktorganisation empfiehlt es sich, 
bestimmte Beförderungen aufgrund ihrer besonderen Eigenart auch in Zukunft von der 
Regelung über die Gemeinschaftslizenz und anderen Beförderungsgenehmigungen 
auszunehmen. 


^ neu 

(7) Gemäß der Richtlinie 2006/94/EG ist für die Beförderung von Gütern mit 
Kraftfahrzeugen, deren zulässiges Gesamtgewicht zwischen 3,5 t und 6 t beträgt, keine 
Gemeinschaftslizenz erforderlich. Die Gemeinschaftsvorschriften für den Güter- und 
den Personenkraftverkehr gelten allerdings in der Regel für Fahrzeuge ab 3,5 t. Die 
Bestimmungen dieser Verordnung sollten daher mit dem allgemeinen Geltungsbereich 
der Gemeinschaftsvorschriften im Bereich des Straßenverkehrs in Einklang gebracht 
werden und lediglich Ausnahmen für Fahrzeuge vorsehen, deren zulässiges 
Gesamtgewicht weniger als 3,5 t beträgt. 


881/92, Erwägung 8 
(angepasst) 

■=> neu 

(8) Hinsichtlich der Durchführungsbestimmungen zu der Zugangsrcgclung crschcint =es 

zweckmäßig, die Die Ausübung des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs sollte 

von einer nichtkontingentierten gcmoinochaftlichcn Tranoportlizcnz 

[S> Gemeinschaftslizenz <3 abhängig gemacht werden zu mac hen . '=>Die 


ABI. L 70 


11 


6\B1. L 335 


6.8.1962. S. 2005. Richtlinie zuletzt geändert durch die Verordiw ag- 

n 22.12.198 4 . S. 721. A BI. L 374 vom 27.12.2006. S. 3. 
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Verkehrsuntemehmer sollten verpflichtet werden, eine beglaubigte Abschrift der 
Gemeinschaftslizenz in jedem ihrer Fahrzeuge mitzuführen, um den 
Vollzugsbehörden, insbesondere denen außerhalb des Mitgliedstaats der 
Niederlassung der Unternehmen, die Durchführung wirksamer Kontrollen zu 
erleichtern. Zu diesem Zweck müssen die Gestaltung und sonstige Merkmale der 
Gemeinschaftslizenz und der beglaubigten Abschriften genauer spezifiziert werden. <=> 


^ 881/92, Erwägung 10 

(angepasst) 

(9) Außerdem sied Ix> empfiehlt es sich, <3 die Bedingungen für die Erteilung und den 
Entzug dieser Eizcnzcn IS> der Gemeinschaftslizenzen <3 sowie die von ihnen 
betroffenen Beförderungen, die Geltungsdauer und die Einzelheiten ihrer Verwendung 
zu bestimmen. 


'ö' neu 

(10) Ferner sollte eine Fahrerbescheinigung eingeführt werden, damit die Mitgliedstaaten 
wirksam kontrollieren können, ob Fahrer aus Drittstaaten rechtmäßig beschäftigt bzw. 
rechtmäßig dem für die Beförderung verantwortlichen Verkehrsuntemehmer zur 
Verfügung gestellt werden. 


^ 3118/93, Erwägung 4 

(angepasst) 

■=> neu 


(11) Jfer Verkehrsuntemehmer, die Inhaber der Gemeinschaftslizenz gemäß dieser der 
Gütcrkraftvcrkchrsmarkt in der Gemeinschaft für Bcfördcmnecn aus oder nach eine m 


Mitglicdstaat oder durch einen oder mehrere Mitclicdotaatcnl2 

Verkehrsuntemehmer, die zur Durchführung bestimmter 


sind, sowie 
Kateg orien 
zur 


grenzüberschreitender Beförderungen berechtigt sind, können p sollten 
Kabotage zugelassen werden. 


^ 3118/93, Erwägung 5 

(angepasst) 

Diese Ubcrgangsrcgclung sollte ein Kontingent gemeinschaftlicher Kabotagcgcnchmigungc n 

beinhalten, das stufenweise angchoben wird. 


12 


ABI. L 95 vom 9.1.1992, S. 1 
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^ 3118/93, Erwägung 6 

(angepasst) 

Die Bedingungen für die x\uootcllung und die Vcr^vcndung dieser Kabotagcgcnchmigungcn 

sind feotzulegen. 


^ 3118/93, Erwägung 7 

(angepasst) 

Es empfiehlt sich, die Vorschriften des Aufnahmcmitglicdstaats für die Kabotagetätigkeiten 
fcstzulcgcn. 


^ 3118/93, Erwägung 8 

(angepasst) 

Es müssen Bestimmungen erlassen worden, wonach bei einer ernsten Störung in den Markt 
der betreffenden Vcrkchrsuntcmchmcr cingegriffen werden kann. Zu diesem Zweck müssen 

ein geeignetes Beschlußfassungsverfahren eingeführt und die erforderlichen statistische n 

Daten gesammelt worden. 


'ö' neu 

EU _ln der Vergangenheit wurden solche innerstaatlichen Beförderungen zeitweilij 

Bageiassen. Praktisch war es aber schwierig festzustellen, welche D ienste zulässij 
lind. Daher bedarf es klarer und einfach durchzusetzender Vorschriften. 


'ö' neu 

(13) Die Richtlinie 96/71 /EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der 
Erbringung von Dienstleistungen gilt dann, wenn Verkehrsuntemehmer 
Arbeitnehmer, mit denen ein Arbeitsverhältnis besteht, für die Erbringung von 
Kabotagediensten von dem Mitgliedstaat entsenden, in dem sie normalerweise 
arbeiten. 


r* ABI. L 18 vom 21. 1.1997, S. l.| 
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^ 2006/94, Erwägung 1 

(angepasst) 

Die erste Pdchtlinic des R-atco vom 23. Juli 1962 über die x\ufatcllung einiger gemeinsamer 

Regeln für den internationalen Verkehr (gewerb lieber Güterkraftverkehr) ist mehrfaeh und i n 

\^'es entliehen Punlcten geändert \^'orden. x\us Gründen der Klarheit und Übersichtlichkeit 

empfiehlt co sich, die genannte Pdchtlinic zu kodifizieren. 


^ 2006/94, Erwägung 2 

(angepasst) 

Eine gemeinsame \^erkehrspolitik setzt unter anderem gemeinsame R-Cgeln für den 

internationalen GüterkrafWerkehr aus oder nach dem Hoheitsgebiet eines Mitglicdotaato oder 

für den Durchgangsverkehr durch das Hoheitsgebiet eines oder mehrerer Mitglicdstaatc n 

voraus. Diese Regeln müssen so gestaltet sein, dass sie zu einem reibungslosen Funktioniere n 

des Binnenmarktes beitragen. 


^ 2006/94, Erwägung 3 

(angepasst) 

Der internationale Güterkraftverkehr muss daher unter Berücksichtigung der Erfordemiooe der 

Entwicklung von Handel und Verkehr innerhalb der Gemeinschaft gchrittwcisc auogeweitet 

werden. 


^ 2006/94, Erwägung 4 

(angepasst) 

Eine R.cihc von Beförderungen fielen nicht unter die R-Cgclungcn für die Kontingentierung 

und die Beförderungsgenehmigungen. Im Rahmen der mit der Verordnung (EWG) Nr. 881/9 2 

des R.atco vom 26. März 1992 über den Zugang zum Gütcrla~aftvcrkchromarkt in der 

Gcmcinochaft für Beförderungen aus oder nach einem Mitglicdotaat oder durch einen oder 

mehrere Mitglicdstaatcn cingeführten Marktorganisation empfiehlt cs sich, bestimmt e 

Beförderungen aufgrund ihrer beoonderen Eigenart auch in Zulcunft von der R.cgclung über 

die Gcmcinochaftolizcnz und anderen Beförderungsgenehmigungen auozunchmen. 


^ 2006/94, Erwägung 5 

(angepasst) 

Diese RJchtlinie sollte die Verpflichtung der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang II 

Teil B genannten Fristen für die Umsetzung in innerstaatliches R.ccht und für die Anwendung 

der Richtlinien unberührt lassen — 
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^ 3118/93, Erwägung 9 

(angepasst) 

(14) Es ist zweckmäßig, dass sich die Mitgliedstaaten im Hinblick auf die ordnungsgemäße 
Anwendung der cingcfuhrtcn R-Cgclung, insbesondere im Bereich der Ahndung von 
Verstößen, [E> dieser Verordnung <3 gegenseitig Amtshilfe leisten. Die Sanktionen 
dürfen nicht diskriminierend sein und müssen in einem angemessenen V erhältnio zur 
S chwere des Verstoßes stehen. Es muss die Möglichkeit vorgesehen werden, cm 

R-echtsmittel einzulegen. 


'ß neu 


(15) Die Verwaltungsformalitäten sollten so weit wie möglich verringert werden, ohne 
dabei auf die Kontrollen und Sanktionen zu verzichten, die die ordnungsgemäße 
Anwendung und wirksame Durchsetzung dieser Verordnung gewährleisten. Zu diesem 
Zweck sollten die bestehenden Vorschriften über den Entzug der Gemeinschaftslizenz 
präzisiert und verschärft werden. Die aktuellen Vorschriften sollten angepasst werden, 
damit auch gegen schwerwiegende und wiederholte geringfügige Verstöße, die 
außerhalb des Niederlassungsmitgliedstaats begangen werden, wirksame Sanktionen 
verhängt werden können. Die Sanktionen dürfen nicht diskriminierend sein und 
müssen in einem angemessenen Verhältnis zur Schwere des Verstoßes stehen. Es muss 
die Möglichkeit vorgesehen werden, ein Rechtsmittel einzulegen. 


-O' neu 

(16) Die Mitgliedstaaten sollten in ihre einzelstaatlichen Untemehmensregister sämtliche 
schwerwiegende und wiederholte geringfügige Verstöße, die 
Kraftverkehrsuntemehmer begehen und die mit einer Sanktion geahndet werden, 
eintragen. 

(17) Um den Informationsaustausch zwischen den einzelstaatlichen Behörden zu verstärken 
und zu erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten die sachdienlichen Informationen über 
die nationalen Kontaktstellen austauschen, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. [...] 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom [...] [Zugang zum Beruf]^"^ 
eingerichtet wurden. 

(18) Die zur Anwendung dieser Verordnung notwendigen Maßnahmen sollten gemäß dem 
Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten 
für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefügnisse^^ 
verabschiedet werden. 


AB1.[...J ^ 

ABI. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Geändert durch den Beschluss 2006/512/EG CABl. L 200 vc^ 

^2.7.2006, S. 1 nJ 
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(19) Insbesondere sollte die Kommission ermäehtigt werden, für bestimmte Dokumente zur 
Durchführung dieser Verordnung entsprechende Muster festzulegen und die Anhänge 
I und II an den technischen Fortschritt anzupassen. Da solche Maßnahmen von 
allgemeiner Tragweite sind und dazu dienen, nicht wesentliche Bestimmungen dieser 
Verordnung zu ändern oder ihr neue nicht wesentliche Bestimmungen hinzuzufügen, 
müssen sie nach dem Regelungsverfahren mit Kontrolle gemäß Artikel 5 a des 
Beschlusses 1999/468/EG verabschiedet werden. 

ül Aus Gründen der Effizienz sollten die im Rahmen des Regelungsverfahrens mil| 

Kontrolle üblichen Fristen für den Beschluss solcher Maßnahmen verkürzt werden. 

(21) Die Mitgliedstaaten sollten die zur Anwendung dieser Verordnung notwendigen 
Maßnahmen ergreifen, insbesondere in Bezug auf effiziente, verhältnismäßige uncj 
abschreckende Sanktionen.! 

(22) Da die Ziele der zu ergreifenden Maßnahmen von den Mitgliedstaaten nicht im 
gewünschten Maß verwirklicht werden können und daher wegen des Umfangs und der 
Wirkung der Maßnahmen besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, ka nn die 
Kommission im Einklang mit dem in Artikel 5 EG- Vertrag verankerten 
Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Gemäß dem in demselben Artikel genannten 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht die vorliegende Verordnung nicht über das für 
die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 


ilE Die Verordnungen (EWG) Nr. 881/92 und (EWG) Nr. 3118/93 sowie die Richtliniel 

i2006/94/EG sind daher aufzuheben -| 
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^ 881/92 (angepasst) 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

[E> Kapitel I: Allgemeine Bestimmungen <E\ 


Artikel 1 

[EAGeltungsbereich <27 


^ 881/92 (angepasst) 

'=> neu 

1. Diese Verordnung gilt für den grenzübersehreitenden gewerb liehen Güterkraftverkehr auf 
den im Gebiet der Gemeinsehaft zurüekgelegten Wegstreeken. 

2. Bei Beförderungen aus einem Mitgliedstaat naeh einem Drittland und umgekehrt gilt diese 
Verordnung für die in |'=> den Mitgliedstaaten, die im Transit durehfahreh 
werden, <=>! zurüekgelegte Wegstreeke. [x>Sie gilt nieht <3 für die in dem Mitgliedstaat, in 
dem die Be- oder Entladung stattfmdet, zurüekgelegte Wegstreeke, sobald \E> solange <3 das 
hierfür erforderliehe Abkommen zwisehen der Gemeinsehaft und dem betreffenden Drittland 
[x> nieht gesehlossen wurde <3 ist. 

3. Bis zum Absehluss von [2> der <3 Abkommen zwisehen der Gemeinsehaft und den 
betroffenen Drittländern [x> gemäß Absatz 2 <3 werden folgende Vorsehriften von dieser 
Verordnung nieht berührt: 

a) die in bilateralen Abkommen zwisehen Mitgliedstaaten und den jeweiligen 
Drittländern enthaltenen Vorsehriften über die in Absatz 2 genann ten 
Beförderungen [E> aus einem Mitgliedstaat naeh einem Drittland und 
umgekehrt; <3 Die Mitgliedstaaten bemühen sieh jedoeh um eine Anpassung 
die ser Abkommen, damit der Grundsatz der Niehtdiskriminierung zwisehe n 

gemeinschaftlichen Transportuntcmchmcm gewahrt bleibt; 

^ die in bilateralen Abkommen zwischen Mitgliedstaaten enthaltenen 
Vorschriften über die in Absatz 2 genannten Beförderungen [x> aus einem 
Mitgliedstaat nach einem Drittland und umgekehrt <3 , die es aufgrund 
bilateraler Genehmigungen oder einer freizügigen Regelung gestatten, dass Be- 
oder Entladungen in einem Mitgliedstaat auch von 
T ransport V erkehrsu ntemehmen durchgeführt werden, die nicht in diesem 
Mitgliedstaat niedergelassen sind. 

Die Mitgliedstaaten bemühen sich jedoch um eine Anpassung dieser [E> passen die unter 
Buchstabe a) genannten <3 Abkommen an , damit der Grundsatz der Nichtdiskriminierung 
zwischen gemeinschaftlichen Transnort V erkehrs untemehmem gewahrt bleibt. 
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'ö' neu 




4. Die Verordnung gilt außerdem für den innerstaatliehen Güterkraftverkehr, der gemäß 
Kapitel III von Verkehrsunternehmen außerhalb des Mitgliedstaats ihrer Niederlassung 
zeitweilig durehgeführt wird. 


^ 2006/94 (angepasst) 
■=> neu 


Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten liberalisieren unter den in Absatz 2 festgelegten Bedingungen die in Anhang 1 
aufgeführten internationalen Beförderungen im gewerblichen Güterlcrafh'erkehr oder im Werk\'erkehr aus und 
nach ihrem eigenen Hoheitsgebiet oder im Durchgang durch ihr eigenes Hoheitsgebiet. 

S5 . [x> Folgende Beförderungen sowie im Zusammenhang damit durehgeführte 

Leerfahrten <3 im Zusammenhang mit den in Anhang I aufgeführten Beförderungen werden 
■=> sind von dieser Verordnung ausgenommen <=■ von allen die Gemeinsehaftslizen g 
betreffenden R.cgclungcn sowie allen Bcfördcrungogcnchmigungon befreit : 


^ 2006/94 (angepasst) 
■=> neu 


ANHANG I 

Beförderungen, die von allen die Gemeinsehaftslizenz betreffenden Regelungen un d 

sonstigen Gcnchmigungopflichtcn befreit sind 

^ral Die Beförderung von Postsendungen im Rahmen öffentlieher Versorgungsdienste. 

Srbl Die Beförderung von besehädigten oder reparaturbedürftigen Fahrzeugen. 

^el Die Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen, deren zulässiges Gesamtgewieht, 
einsehließlieh des Gesamtgewiehts der Anhänger, 6 3,5 <=■ t nieht übersteigt ©4## 

deren zulässige Nutzlast, einschließlich der Nutzlast der Anhänger, 3,5 t nicht übersteigt . 

4vdl Die Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen, sofern folgende Voraussetzungen 
erfüllt sind: 

fa^il Die beförderten Güter müssen Eigentum des Unternehmens oder von ihm verkauft, 
gekauft, vermietet, gemietet, erzeugt, gewonnen, bearbeitet oder wieder instand 
gesetzt worden sein; 

^iil die Beförderung muss der Anlieferung der Güter zum Unternehmen, ihrem Versand 
ab dem Unternehmen, ihrer Verbringung innerhalb oder - zum Eigengebraueh - 
außerhalb des Unternehmens dienen; 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-29- 


Drucksache 16/7370 


die für die Beförderung verwendeten Kraftfahrzeuge müssen vom eigenen Personal 
des Unternehmens geführt werden; 

^iv1 die Güter befördernden Fahrzeuge müssen dem Unternehmen gehören oder von ihm 
auf Abzahlung gekauft oder gemietet sein, wobei sie in letzterem Fall die 
Voraussetzungen der Riehtlinie 2006/1/EWG des Rates vom 18 .Januar 2006 über di e 
Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im GüterkrafWerkehr ^^ 

erfüllen müssen; 

Dies gilt nieht bei Einsatz eines Ersatzfahrzeugs für die Dauer eines kurzfristigen Ausfalls de s 

sonst ver\^'endeten KraftfahrzeugG; 

fe^v1 [x> diese <3 di# Beförderung darf nur eine Hilfstätigkeit im Rahmen der gesamten 
Tätigkeit des Unternehmens darstellen; 

d^ei die Beförderung von Medikamenten, medizinisehen Geräten und Ausrüstungen 
sowie anderen zur Hilfsleistung in dringenden Notfällen (insbesondere bei 
Naturkatastrophen) bestimmten Gütern. 

Bi## [x> Buehstabe d) Ziffer iv) <3 gilt nieht bei Einsatz eines Ersatzfahrzeugs für die Dauer 
eines kurzfristigen Ausfalls des sonst verwendeten Kraftfahrzeugs. 


^ 2006/94 (angepasst) 


Artikel 2 


^ Diese Pdchtlinic [S> Die Bestimmungen in Absatz 5 <3 ändert ändern nieht die 
Bedingungen, von denen die Mitgliedstaaten bei ihren eigenen Staatsangehörigen den Zugang 
zu den in dieser Riehtlinie [E> dem Absatz <3 genannten Tätigkeiten abhängig maehen. 


^2006/94 Art. 3 (angepasst) 


Artikel 3 


Die erste Riehtlinie des Rates vom 23. Juli 1962 über die Aufstellung gemeinsamer Regel n 

für bestimmte Beförderungen im Gütcrla~aftvcrkchr \^ird unbeschadet der \''crpflichtung der 

Mitglicdstaatcn hinsichtlich der in Anhang II Teil B genannten Fristen für die Umsetzung i n 

innerstaatliches P^echt und die An\^'endungGfriGten aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Pdchtlinic gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende 

Pdchtlinic und sind nach Maßgabe der Entsprcchungstabcllc in Anhang III zu lesen. 


16 


ABI. L 33 vom 4.2.2006. S. 82. 
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4^ 881/92 Art. 2 (angepasst) 


Artikel 2 

[E>Begriffsbestimmungen <3 
Im Sinne dieser Verordnung gelten als 

„Fahrzeug“ : ein in einem Mitgliedstaat amtlieh zugelassenes Kraftfahrzeug oder 

eine Fahrzeugkombination, bei der zumindest das Kraftfahrzeug in einem 

Mitgliedstaat amtlieh zugelassen ist, sofern sie aussehließlieh für die 

Güterbeförderung bestimmt sind; 

21 „grenzüberschreitender Verkehr“: 

a) [x> beladen zurüekgelegte <3 Fahrten eines Fahrzeugs mit oder ohne 

Durehfahrt dureh einen oder mehrere Mitgliedstaaten oder ein oder mehrere 
Drittländer, bei denen sieh der Ausgangspunkt und der Bestimmungsort in 
zwei versehiedenen Mitgliedstaaten befinden, 

b) [E> beladen zurüekgelegte <3 Fahrten eines Fahrzeugs mit oder ohne 

Durehfahrt dureh einen oder mehrere Mitgliedstaaten oder ein oder mehrere 
Drittländer, bei denen sieh der Ausgangspunkt in einem Mitgliedstaat und der 
Bestimmungsort in einem Drittland oder umgekehrt befindet, 

e) [H> beladen zurüekgelegte <3 Fahrten eines Fahrzeugs zwisehen Drittländern 
mit Durehfahrt dureh das Gebiet eines oder mehrerer Mitgliedstaaten, 

d) Leerfahrten in Verbindung mit diesen Beförderungen [E> gemäß den 

Buehstaben a), b) und e) <3 ; 



'ö' neu 




3} „ Aufnahmemitgliedstaat: ei n Mitj^edstaat, in dem ein Verkehrsuntemehmer tätija 
ftber nieht niedergelassen ist; 

„gebietsfremder Verkehrsunte rnehmer“ : ein Verkehrsuntemehmer, der in einen| 

i^ufnahmemitiliedstaat tätii ist; 


4^484/2002 Art. 1 Ziff. 1 
(angepasst) 

■=> neu 

^ „Fahrer'“: di# [S> jede <3 Person, die ein Fahrzeug führt, [S> sei es aueh nur 
kurzzeitig, <3 oder in diesem [x> einem <3 Fahrzeug *=> in Wahrnehmung ihretj 
Aufgaben <=■ befördert wird, um es bei Bedarf führen zu können; 
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'ö' neu 




6 ) „Kabotage": gewerblicher innerstaatlicher Verkehr, der zeitweilig in einem 
Aufnahmemitgliedstaat durchgeführt wird;: 


7) „schwerwiegende oder wiederholte geringfügige Verstöße gegen 
Gemeinschaftsvorschriften im Bereich des Straßenverkehrs"". Verstöße, die zum 
Verlust der Zuverlässigkeit gemäß Artikel 6 Absätze 1 und 2 der Verordnung 
[Zulassung zum Beruf] fuhren. 


^ 881/92 (angepasst) 

[l>Kapitel II: Grenzüberschreitender Verkehr 


Artikel 3 

lE>Grundsatz <27 


^ 484/2002 Art. 1 Ziff. 2 Buchst. 

_a) 

t Der grenzüberschreitende Verkehr unterliegt einer Gemeinschaftslizenz in Verbindung - 
sofern der Fahrer Staatsangehöriger eines Drittstaats ist - mit einer Fahrerbescheinigung. 


^ 881/92 (angepasst) 


Artikel 4 

[EAGemeinschaftslizenz <27 

1. Die Gcmcinochaftolizcnz gemäß Artikel 3 ersetzt — soweit cs vorhanden ist das von den 

zuständigen Behörden des Nicdcrlassungsmitglicdstaats ausgestellte Dokument, in dem 

bescheinigt wird, daß der Transportunternehmer zum grenzüberschreitende n 

Gütcrkraftvcrkchrsmarkt zugclasscn ist. 

Sic ersetzt für die unter diene Verordnung fallenden Beförderungen auch die gcmoinnchaftlichcn bzw. die unter 

Mitgliedstaaten ausgetauschten bilateralen Genehmigungen, die bis zum Inlcrafttreten dieser Verordnung 

erforderlich sind. 


^881/92 Art. 3 Abs. 2 (angepasst) 

Sl . Die Gemeinschaftslizenz wird von einem Mitgliedstaat gemäß den Artücoln 5 und 7 
[2> dieser Verordnung <3 jedem gewerblichen Güterkraftverkehrsuntemehmer erteilt, der 
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in einem Mitgliedstaat (naehstehend «Niederlassungsmitgliedstaat» genannt) gemäß 
den [x> gemeinsehaftliehen <3 Reehtsvorsehriften dcoocn [E> und den 
innerstaatliehen Reehtsvorsehriften dieses Mitgliedstaats <E] niedergelassen ist; 

^ in diesem Mitglieds taat [x> dem Niederlassungsmitgliedstaat <3 gemäß den 
Reehtsvorsehriften der Gemeinsehaft und dieses Mitgliedstaats [S> den 
innerstaatliehen Reehtsvorsehriften dieses Mitgliedstaats <3 über den Zugang zum 
Beruf des Verkehrsuntemehmers zur Durehführung des grenzübersehreitenden 
Güterkraftverkehrs bereehtigt ist. 


4^484/2002 

Art. 1 

Ziff. 3 

(angepasst) 




2. Die Fahrerbescheinigung gemäß Artikel 3 bestätigt, dass im Prahmen einer Beförderung auf der Straße, für die 
eine Gemeinochaftslizenz besteht, der diese Beförderung durchführende Fahrer, der Staatsangehöriger eines 

Drittstaats ist, in dem Mitgliedstaat, in dem der Verkehrsuntemehmer ansässig ist, gemäß den R^echts und 
Verwaltungsvorschriften und gegebenenfalls, je nach den Vorschriften dieses Mitgliedstaats, gemäß den 

Tarifi'erträgen über die Bedingungen für die Beschäftigung und Berufsausbildung von Fahrern beschäftigt ist, 

um dort Beförderungen auf der Straße \'orzunehmen. 


^ 881/92 (angepasst) 
'=> neu 


Artikel 5 

2i= . Die Gemeinsehaftslizenz gemäß Artikel 3 wird von den zuständigen Behörden des 
Niederlassungsmitgliedstaats [S> für einen Zeitraum von fünf Jahren <3 ausgestellt [x> und 
kann erneuert werden <E] . '^Vor dem Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung 
ausgestellte Gemeinsehaftslizenzen und beglaubigte Absehriften bleiben bis zum Ablauf ihrer 
Geltungsdauer gültig. <=■ 

3S . Die Mitglicdotaaton [x> Der Niederlassungsmitgliedstaat <3 händigen [E> händigt <3 
dem Inhaber das Original der Gemeinsehaftslizenz, das von dem 
Transport V erkehrsu ntemehmen aufbewahrt wird, sowie so viele beglaubigte Absehriften aus, 
wie dem Inhaber der Gemeinsehaftslizenz Fahrzeuge als volles Eigentum oder aufgrund eines 
anderen Reehts, insbesondere aus Ratenkauf-, Miet- oder Leasingvertrag, zur Verfügung 
stehen. 

43^ . Die Gemeinsehaftslizenz [x> und die beglaubigten Absehriften <E] muoo müssen dem 
Muster in Anhang 1 entspreehen. ln diesem Anhang ist aueh die Verwendung der 
Gemeinsehaftslizenz geregelt. 

ODie Maßnahmen mit dem Zweek, nieht wesentliehe Bestimmungen dieser Verordnung zu 
ändern und den Anhang 1 an den teehnisehen Fortsehritt anzupassen, werden naeh dem 
Regelungsverfahren mit Kontrolle gemäß Artikel 14 Absatz 2 besehlossen. <=■ 
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'ö' neu 

5. Die Gemeinsehaftslizenz und die beglaubigten Absehriften tragen einen Prägestempel oder 
ein Dienstsiegel der ausstellenden Behörde sowie eine Originaluntersehrift und eine 
Seriennummer. Die Seriennummem der Gemeinsehaftslizenz und der beglaubigten 
Absehriften werden im einzelstaatliehen elektronisehen Register der 
Kraftverkehrsuntemehmen gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. xx/xxxx [Zulassung 
zum Beruf] als Teil des Datensatzes zu dem Verkehrsuntemehmen gespeiehert. 


881/92 (angepasst) 
'=> neu 


64 . Die Gemeinse haftslizenz wird auf den Namen des Transport V erkehrsu ntemehmers 
ausgestellt. Sie drf |'=> wird <='| von diese m [1> vom Verkehrsuntemehmer <3 nieht an Dritte 
übertragen werden . Eine beglaubigte Absehrift der Gemeinsehaftslizenz muss im [x> in 
jedem <3 Fahrzeug [E> des Verkehrsuntemehmers <3 mitgefuhrt werden und ist den 
Kontrollbereehtigten auf Verlangen vorzuzeigen. 


^881/92 Anhang I Seite 2 Absatz 
7 Sätze 2 und 3 (angepasst) 

Bei Fahrzeugkombinationen ist [x> wird <3 sie [S> die beglaubigte Absehrift <3 im 
Kraftfahrzeug mitzuführ ea mitgefuhrt . Sie gilt für die gesamte Fahrzeugkombination aueh 
dann, wenn der Anhänger oder Sattelanhänger nieht auf den Namen des Fizenzinhabers 
amtlieh zugelassen oder zum Verkehr zugelassen ist oder wenn er in einem anderen Staat 
amtlieh zugelassen oder zum Verkehr zugelassen ist. 


^^484/2002 

Art. 1 

Ziff. 4 

(angepasst) 




5. Die Gcmcinochaftolizcnz wird für einen Zeitraum von fünf Jahren ausgestellt; sic kann 

jeweils für denselben Zeitraum erneuert werde n? 


'i'484/2002 Art. 1 Ziff. 2 Buehst. 
b) und Art. 1 Ziff. 5 (angepasst) 
■=> neu 


Artikel 45 

[E>Fahrerbescheinigung <27 

J^. Die Fahrerbeseheinigung wird von einem Mitgliedstaat gemäß diesem Artikel 6 jedem 
Verkehrsuntemehmer ausgestellt, der 
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Inhaber einer Gemeinsehaftslizenz ist und der 

^ in diesem Mitgliedstaat Fahrer, die Staatsangehörige eines Drittlandes sind, 
reehtmäßig besehäftigt oder Fahrer reehtmäßig einsetzt, die Staatsangehörige eines 
Drittstaats sind und ihm als Arbeitskraft gemäß den Bestimmungen zur Verfügung 
gestellt werden, die in diesem Mitgliedstaat für die Besehäftigung und die 
Berufsausbildung von Fahrern dureh 

i^ Reehts- und Verwaltungsvorsehriften und 

gegebenenfalls Tarifverträge naeh den in diesem Mitgliedstaat geltenden 
Vorsehriften festgelegt wurden. 

2. Die Fahrerbeseheinigung wird [S> von der zuständigen Behörde des 
Niederlassungsmitgliedstaats des Verkehrsuntemehmens <3 dem Mitgliedotaat auf Antrag 
des Inhabers der Gemeinsehaftslizenz für jeden Fahrer ausgestellt, der Staatsangehöriger eines 
Drittstaats ist und den er reehtmäßig besehäftigt bzw. der ihm gemäß den Reehts- und 
Vcrwaltungovorochriftcn und gegebenenfalls, je nach den Vorschriften dieses Mitglicdstaato, 

gemäß den Tarifverträgen über die in diesem Mitglicdstaat geltenden Bedingungen für di e 

Beschäftigung und Berufsausbildung von Fahrern rechtmäßig zur Verfügung gestellt wird. 
Mit der Fahrerbescheinigung wird bestätigt, dass der darin genannte Fahrer unter den in 
Artikel 4 [x> Absatz 1 <3 festgelegten Bedingungen beschäftigt ist. 


3. Die Fahrerbescheinigung muss dem Muster in Anhang IIIH entsprechen. In diesem Anhang 


■=> 4. Die Maßnahmen mit dem Zweck, nicht wesentliche Bestimmungen dieser Verordnung 
zu ändern und den Anhang II an den technischen Fortschritt anzupassen, werden nach dem 
Regelungsverfahren mit Kontrolle gemäß Artikel 14 Absatz 2 beschlossen. 

'4> 5. Die Fahrerbescheinigung trägt einen Prägestempel oder ein Dienstsiegel der 
ausstellenden Behörde sowie eine Unterschrift und eine Seriennummer. Die Seriennummer 
der Fahrerbescheinigung wird im einzelstaatlichen elektronischen Register der 
Kraftverkehrsuntemehmen gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. xx/xxxx [Zulassung 
zum Beruf] als Teil des Datensatzes zu dem Verkehrsuntemehmen gespeichert, das die 
Bescheinigung dem darin genannten Fahrer zur Verfügung stellt. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle sachdienlichen Vorkehrungen, um die Fälschung \'on Fahrerbescheinigungen 

auszuschließen. Sie unterrichten die Kommission hien'on. 

46 . Die Fahrerbescheinigung ist Eigentum des Verkehrsuntemehmers, der sie dem darin 
genannten Fahrer zur Verfügung stellt, wenn dieser Fahrer ein Fahrzeug im Verkehr mit einer 
dem Verkehrsuntemehmer erteilten Gemeinschaftslizenz führt. Eine beglaubigte Abschrift der 
[E> von den zuständigen Behörden des Niederlassungsmitgliedstaats des 
Verkehrsuntemehmers ausgestellten <3 Fahrerbescheinigung ist in den Geschäftsräumen des 
Verkehrsuntemehmers aufzubewahren. Die Fahrerbescheinigung ist den Kontrollberechtigten 
auf Verlangen vorzuzeigen. 

§2. Die Geltungsdauer der Fahrerbescheinigung wird vom ausstellenden Mitgliedstaat 
festgesetzt; sie beträgt höchstens fünf Jahre. '2>Vor dem Datum des Inkrafttretens dieser 
Verordnung ausgestellte Fahrerbescheinigungen bleiben bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer 
gültig. O 
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Die Fahrerbescheinigung gilt nur, solange die Bedingungen, unter denen sie ausgestellt 
wurde, erfüllt sind. Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, damit der 
Verkehrsuntemehmer sie unverzüglich der ausstellenden Behörde zurückgibt, wenn diese 
Bedingungen nicht mehr erfüllt sind. 


^881/92 Art. 7 (angepasst) 
.484/2002 Art. 1 Ziff 6 


Artikel ^6 

[E>Überprüfung der Bedingungen <27 

1. ^ Bei Vorlage eines Antrags auf Erteilung einer Gemeinschaftslizenz und spätestens 
fünf Jahre nach der Erteilung sowie im weiteren Verlauf mindestens alle fünf Jahre prüfen die 
zuständigen Behörden des Niederlassungsmitgliedstaats, ob der 
Transoort V erkehrsu ntemehmer die Voraussetzungen des Artikels i Absatz 2 4 Absatz 1 
erfüllt bzw. weiterhin erfüllt. 


^ 484/2002 Art. 1 Ziff 6 

2. Die zuständigen Behörden des Niederlassungsmitgliedstaats überprüfen regelmäßig, ob die 
Bedingungen des Artikels M Absatz Ji, unter denen eine Fahrerbescheinigung ausgestellt 
wurde, weiterhin erfüllt sind; hierzu führen sie jedes Jahr Kontrollen in Bezug auf mindestens 
20 % der in diesem Mitgliedstaat ausgestellten gültigen Bescheinigungen durch. 


^ 484/2002 

Art. 1 

Ziff. 7 

(angepasst) 




Artikel §Z 

[E>Vorenthaltung und Entzug der Gemeinschaftslizenz und Fahrerbescheinigung <27 

1. Sind die in Artikel i Absatz 2 4 Absatz 1 bzw. Artikel 5 Absatz M genannten 
Voraussetzungen nicht erfüllt, so lehnen die zuständigen Behörden des 
Niederlassungsmitgliedstaats die Erteilung oder Erneuerung der Gemeinschaftslizenz bzw. 
der Fahrerbescheinigung durch eine mit Gründen versehene Entscheidung ab. 

2. Die zuständigen Behörden entziehen die Gemeinschaftslizenz bzw. die 
Fahrerbescheinigung, wenn der Inhaber 

a) die Voraussetzungen des Artikels i Absatz 2 4 Absatz 1 bzw. Artikel 5 Absatz 
3-1 nicht mehr erfüllt; 

b) zu Tatsachen, die für die Erteilung [2> Beantragung <21 der 
Gemeinschaftslizenz bzw. der Fahrerbescheinigung erheblich waren, unrichtige 
Angaben gemacht hat. 
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4^484/2002 Art. 1 Ziff. 8 

2. Die Mitgliedstaaten garantieren, dass jeder Inhaber einer Gemeinschaftslizenz gegen die Entscheidung der 
zuständigen Behörden des Niederlassungsmitgliedstaats, durch die ihm eine Fahrerbescheinigung N'erweigert 
oder entzogen oder die Ausstellung \'on Fahrerbescheinigungen zusätzlichen Bedingungen unterworfen wird, 
R^echtsmittel einlegen kann. 


^ 3118/93, 484/2002 (angepasst) 

[E> Kapitel III: Kabotage <E\ 


4^ 484/2002 

Art. 2 

Ziff. 1 

(angepasst) 




Artikel M 
lE>Grundsatz <27 

1. Jeder Unternehmer des gewerbliehen Güterkraftverkehrs, der Inhaber der [x> einer <3 
Gemeinsehaftslizenz gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 ist und dessen Fahrer, wenn 
er Staatsangehöriger eines Drittstaats ist, unter den in jener Verordnung fcotgelogtcn 
Bedingun gen eine Fahrerbeseheinigung mit sieh führt, wird ist unter den in der vorliegenden 
\ erordnung [x> diesem Kapitel <3 festgelegten Bedingungen zum zeitweiligen gewerblichen 
Güterkraftverkehr — in einem — anderen — Mitglicdotaat (nachstehend — , Kabotage’ — bzw. 

,Aufinahmcmitglicdstaat’ genannt) zugclasscn, ohne dass er dort über einen Untcrnchmcnssitz 

oder eine Niederlassung verfügen muss [2> zur Durchführung von Kabotage berechtigt <3 . 


'ö' neu 


2. Die in Absatz 1 genannten Güterkraftverkehrsun tem ehm er sind berechtigt, im An s chluss 
an eine grenzüberschreitende Fahrt aus einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittstaat in 
den Aufnahmemitgliedstaat nach Auslieferung der Güter bis zu drei Kabotagebeförderungen 
mit demselben Fahrzeug durchzuführen. Bei Kabotagebeförderungen muss die letzte 
Entladung, bevor der Aufnahmemitgliedstaat verlassen wird, innerhalb von sieben Tagen 
nach der letzten Entladung der in den Aufnahmemitgliedstaat eingeführten Lieferung 
erfolgen. 


3. Innerstaatliche Güterkraftverkehrsdienste, die im Aufnahmemitgliedstaat von 
gebietsfremden Verkehrsunternehmern durchgeführt werden, sind nur dann mit dieser 
Verordnung vereinbar, wenn der Verkehrsuntemehmer eindeutige Belege für die 
grenzüberschreitende Beförderung, die ihn in den Aufhahmemitgliedstaat geführt haben, 
sowie für jede einzelne der dort durchgeführten Kabotagebeförderungen vorweisen kann. Die 
Belege müssen für jede Beförderung mindestens folgende Angaben enthalten: 
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b) Name, Anschrift und Unterschrift des Absenders; 

|>) Name, Anschrift und Unterschrift des Verkehrsuntemehmer^ 

c) Name und Anschrift des Empfängers sowie nach erfolgter Lieferung desseh 
Unterschrift und das Datum der Lieferung; 


0 Ort und Datum der Übernahme der Ware sowie die Lieferadresse; 


|f| die übliche Beschreibung der Art der Ware und ihrer Verpackung sowie bei 

Gefahrgütern ihre allgemein anerkannte Beschreibun g, die Anzahl dd 
Packstücke sowie deren besondere Zeichen und Nummern; 


f) das Bruttogewicht der Güter oder eine sonstige Mengenangabe; 


hit die Nummernschilder des Kraftfahrzeugs und des Anhätigei^ 


^ür diesen Zweck kommen der Lrachtbrief oder ein anderes Beförderungsdokument in Lrage. 


^311 8/93 (angepasst) 


4S . Jeder Unternehmer, der im Mitgliedstaat der Niederlassung in Übereinstimmung mit 
dessen Rechtsvorschriften berechtigt ist, den in Artikel 1 Absatz 5 Buchstaben a, b und c dee 

Güterkraftverkehr durchzuführen, ist unter den Bedingungen dieser Verordnung berechtigt, 
die Kabotage der gleichen Art bzw. die Kabotage mit Lahrzeugen der gleichen Kategorie 
durchzuführen. 


^ 484/2002 

Art. 2 

Ziff 2 

(angepasst) 




Ist der Fahrer Staatsangehöriger eines Drittstaats, so muss er nach Maßgabe der Verordnung 
(EWG) Nr. 881/92 eine Fahrcrbcschcinigung mit sich führen. 


^311 8/93 (angepasst) 

'=> neu 

5d . Die Zulassung zur Kabotage im Rahmen von Verkehrsleistungen gemäß Artikel 1 
Absatz 5 Buchstabe e Nummer 5 des Anhangs der genannten Ersten Richtlin ie ist keinerlei 
Beschränkungen unterworfen. 


Erste Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1962 über die Aufstellung gemeinsamer Regeln für bestimmte 

Beförderungen im Güterluaftverkehr. ABI. L 70 vom 6.8.1962. S. 2005/62. Richtlinie zuletzt geändert 

durch die Verordnung (EWGl Nr. 881/92 (,\B1. L 95 vom 9.^.1992. S. 11. 
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64 . Jedes Unternehmen, das in dem Mitgliedstaat der Niederlassung in Übereinstimmung mit 
dessen Reehtsvorsehriften bereehtigt ist, die Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen im 
Werkverkehr durehzuführen, ist bereehtigt, die Kabotage im Werkverkehr naeh der Definition 
in [x> Artikel 1 Absatz 5 Buehstabe d <3 Nummer 4 des Anhangs der genannten Erst en 
R-ichtlinic durehzuführen. 


Die Kommission logt die Einzelheiten der ..Miwcndung dicoco Aboatzco fest. 


^ 3118/93 (angepasst) 


Artikel 2 

1. Im Hinbliek auf die oehrittweioe Einführung der in Artikel 12 definierten endgültigen 

Regelung erfolgt die Kabotage unbesehadet des Artikels 1 Absatz 3 während eines Zeitraum s 

— 1. Januar — W9A — bis zum 30. — fern — 1998 im R.ahmcn eines gemeinschaftlichen 

Kabotagekontingento. 

Die Kabotagcgcnchmigungcn werden nach dem in Anhang I enthaltenen Muster ausgestellt. 


^3315/94 Art. 1 Ziff 1 

Das gemeinschaftliche Kabotagekontingent setzt sich entsprechend der nachstehende n 

Tabelle aus Kabotagcgcnchmigungcn zusammen, die für jeweils zwei Monate gelte m 


Jahr 

Zahl der Genehmigungen 

W94 

imm 






hiSöh 


64001 

X » CVX X XX XXX X.^ X O XXX X X 



^ 3118/93 

2. Eine Kabotagcgcnchmigung kann auf Antrag eines Mitglicdstaats, der jeweils vor dem U 

November eines Jahres zu stellen ist, in zwei loirzerfristige, nur einen Monat gültig e 

Genehmigungen umgcwandclt werden. 


Die Icürzcrfriotigcn Kabotagcgcnchmigungcn \\'crdcn nach dem in Anhang II enthaltenen 

Muster ausgestellt. 
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3. Das Kontingent wird wie folgt auf die Mitglicdstaatcn aufgeteite 


^ 3315/91 Art. 1 Ziff. 2 



1905 




129g 

Belgien 


/| 2/|2 

«Sd 

/|Q/|g 

Dänemark 

ddd« 

/|g,QQ 

mm 

3933 

Deutsehland 


222 /| 

40303= 

6433 

Griechenland 

44« 

aö94 

3344 

43^ 

Spanien 


/|n|g 

g/|g 2 

4494 

Franlcreieb 


g/| 2 g 

g/|3g 

g/|g/| 

Irland 


um 

380d 

4434 

Italien 

/|ngQ 

gy]3g 

gy]/|g 

g/|90 

Luxemburg 


2209 

2g99 

Iggg 

Niederlande 

g Y 5Q 

ggng 

g2g5 

571 1 

Öotcrrcich 

d 

ö 

/|20g 

2236 

Portugal 

2H5 

22g9 

3ggl 

23go 

Finnland 


2302 

3Q29 

1269 

Schweden 

232g 

3Q22 

3223 

2gg3 

V crcinigtco 

3 IQ3 

/|Q3 /| 

5295 

3443 

Königreieh 






4^ 3118/93 


Artikel 3 


1 . Die in Artikel 2 genannten Kabotagcgcnchmigungcn erlauben dem durch oic Berechtigten, 

die Kabotage durchzuführen. 
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2. Die Kabotagcgcnchmi gütigen werden von der Kommission den Mitglicdstaatcn de # 

Nicdcrlaooung mitgctcilt und von den zuotändigcn Behörden oder Stellen dco Mitglicdotaato 

der Nicdcrlaooung den antragotcllcndcn Vcrkchrountcmchmcrn erteilt. 

Diese Genehmigungen tragen das Kennzeichen des Mitglicdstaats der Nicdcrlassungv 

3. Die Kabotagcgcnchmigung wird auf den Namen des Vcrkchrsuntcrnchmcrs ausgestellt. Sie 

kann von diesem nicht auf einen Dritten übertragen werden. Die Kabotagegenehmigung kan a 

nur für jeweils ein Fahrzeug verwendet werden. 

Unter ((Fahrzeug» ist ein — im Mitglicdotaat der Nicdcrlaooung — amtlich zugclaoocnco, 

ausschließlich für die Güterbeförderung bestimmtes Kraftfahrzeug oder eine ausschließlic h 

für die Güterbeförderung bestimmte Fahrzeugkombination zu verstehen, bei der zumindest 

das Kraftfahrzeug im Mitglicdataat der Nicdcrlaaaung amtlich zugclaaacn ist. 

Ein gcbictsfrcmdcr Vcrkchrsuntcmchmcr muß über das Fahrzeug aufgrund seines volle n 

Eigentums oder aufgrund eines anderen Rechts, wie zum Beispiel ein Ratenkauf - , Miet - od er 

Leasingvertrag, verfügen können. 

Im Fall der Miete wird das Fahrzeug von dem Vcrkchrsuntcmchmcr im Nicdcrlassungsstaat 
angcmictct, um Kabotagefahrten durchzuführen. Ein gcbictsfrcmdcr Vcrkchrsuntcmchme r 

kann jedoch zur Beendigung einer aufgrund einer Panne oder eines Unfalls unterbrochene n 

Kabotagefahrt im Aufnahmcmitglicdstaat zu den gleichen Bedingungen wie die do rt 

ansässigen Verkehrsuntemehmer ein Fahrzeug mieten. 

Die Kabotagegenehmigung so\^ie gegebenenfalls der Mietvertrag sind im Fahrzeug 

mitzuführen. 

4. Die Kabotagcgcnchmigung ist auf Verlangen der Kontrollbcamtcn jederzeit vorzulcgcn. 

5. Der Zeitpunkt, zu dem die Geltungsdauer der Kabotagcgcnchmigung beginnt, muß von den 

zuständigen Behörden oder Stellen des Mitglicdstaats der Niederlassung auf de r 

Genehmigung vor ihrer Nutzung eingetragen werden. 


A rtikel 4 

Die aufgrund einer Kabotagegenehmigung durchgeführten Beförderungen \^'erden in ein 

Fahrtcnbcrichtshcft eingetragen, dessen Blätter zusammen mit der Genehmigung binnen acht 

Tagen nach Ablauf ihrer Geltungsdauer an die zuständige Behörde oder Stelle de s 

Mitglicdstaats der Niederlassung, die die Genehmigung erteilt hat, zurüclczuscndcn sind. 

Das Fahrtcnbcrichtshcft wird nach dem in Anhang III enthaltenen Muster ausgestellt. 


A rtikel 5 

1. Die zuständige Behörde oder Stelle eines jeden Mitgliedstaats übermittelt der Kommission 

nach jedem Vierteljahr innerhalb einer Frist von drei Monaten, die im Fall des Artikels 7 auf 

einen Monat verkürzt werden kann, die Angaben über die Kabotagefahrten der in einem 

Mitglicdstaat niedergelassenen Vcrkchrsuntcrnchmcr für dieses Vierteljahr; die Angaben 

erfolgen in beförderten Tonnen und in Tonnenkilometern. 
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Diese Mitteilung erfolgt mittels einer Übersicht nach dem Muster in Anhang IV. 

2. Die Kommission legt den Mitgliedstaaten umgehend zusammenfassende Übersichten 

die sic anhand der ihr gemäß Absatz 1 übermittelten x\ngabcn erstellt. 


^ 3118/93 Art. 6 (angepasst) 
■=> neu 


Artikel 49 

IE>Regeln für die Kabotage <27 

1. Vorbehaltlich der Anwendung der Gcmcino chaftarcgclung 

[2> Gemeinschaftsvorschriften <21 unterliegt die Durchführung der Kabotage fahrten den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats in folgenden Bereichen: 

a) für den Beförderungsvertrag gehende Preise und Bedingungen; 

b) Fahrzeuggewichte und -abmessungen; diese Gewichte und Abmessungen dürfen 
gegebenenfalls die — im — Nicdcrlassungsmitglicdstaat des Vcrkchrsuntcrnchmcrs 
geltenden, keinesfalls aber die technischen Normen überschreiten, die in de r 

Ubereinstrmmungsbescheinigung gemäß x\rtikel 1 x\bsatz 1 der Pdchtlinie 

c) Vorschriften für die Beförderung bestimmter Kategorien von Beförderungsgut, 
insbesondere gefährlicher Güter, verderblicher Lebensmittel und lebender Tiere; 

d) [E> Arbeits-, <E]Lenk- und Ruhezeiten; 

e) Mehrwertsteuer (MwSt.) auf Beförderungsdienstleistungen. Dabei — gelten — 
Leistungen gemäß Artikel 1 dieser Verordnung die Bestimmungen des Artikels 21 

Absatz 1 Buchstabe a) der Richtlinie 77/388/EWG *^? 

[2>Die unter Buchstabe b genannten <21 Gewichte und Abmessungen dürfen gegebenenfalls 
die im Niederlassungsmitgliedstaat des Verkehrsuntemehmers gehenden, keinesfalls aber 
die von dem Aufnahmemitgliedstaat für den innerstaatlichen Verkehr festgelegteri 
Höchstwerte oder <^l die technischen Normen [2> Merkmale <21 überschreiten, die in der 
Ubcrcinstimmungsbcschcinigung [2> den Nachweisen <21 gemäß Artikel 4 [2> 6 <21 Absatz 1 
der Richtlinie 86/361/EWG ^ 96/53/EG^' vermerkt sind. 


ABI. L 221 vom 7.8.1986, S. 18. 

Richtlinie 77/388/E<<^G des Rates \'om 17. Mai 1977 über die Harmonisierung der Rechts\'orschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuers)'stem: einheitliche 

steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABI. L 115 vom 13.6.1977, S. 1). Zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 92/111/EWG (ABl.L38d vom 30.12.1992, S. 17). 

ABI. L 221 vom 7.8.1986,8. 18. 

ABI. L 235 vom 17.9.1996, S. 59. 


21 
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2. Für die im Kabotagebetrieb eingesetzten Fahrzeuge gelten dieselben technischen Bau - un d 

Fahrzeuge. 

2ä. Die in Absatz 1 genannten Vorsehrifi en [x> Verwaltungsvorsehriften <3 werden auf die 
gebietsfremden Verkehrsuntemehmer unter denselben Bedingungen angewandt, wie sie 
dieser Staat seinen eigenen Staatsangehörigen auferlegt, damit jede offenkundige oder 
versteekte Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit oder des Niederlassungsorts 
ausgesehlossen wird. 

4. Wird festgestellt, daß aufgrund der Erfahrungen die Liste der Bereiche der 

Pmchtovorochriftcn des Aufnahmcmitglicdotaato in Absatz 1 angepaßt werden muß, so ändert 

der Rat diese Liste mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommiss ienf 


^311 8/93 (angepasst) 
■=> neu 


Artikel 7 

1 . Im Fall einer emoten Marktotörung im inncrotaatlichen Verkehr innerhalb eines bcotimmto n 

geographischen Gebietes, die auf die Kabotage zurückzuführen ist oder durch sic verschärft 

wird, kann sich jeder Mitglicdstaat an die Kommission wenden, damit Schutzmaßnahmen 
getroffen werden; der Mitglicdstaat macht der Kommission dabei die erforderlichen Angabe n 

und teilt ihr mit, welche Maßnahmen er gegenüber den in seinem Hoheitsgebiet ansässige n 

V crkchrsuntcmchmcm zu treffen gcdcnltt. 


2. Im Sinne des Absatzes 1 ist 


eine ((cmstc Marktstörung im innerstaatlichen Verkehr innerhalb eines bestimmte n 

geographischen Gebiets» das Auftreten spezifischer Probleme auf diesem Markt, di e 

zu einem möglicherweise anhaltenden deutlichen i\ngcbotsübcrhang führen können, 

der das finanzielle Gleichgewicht und das Überleben zahlreicher Unternehmen im 

Güterkraftverkehr gefährden könnte; 

((geographisches Gebiet» ein Gebiet, das das gesamte Hoheitsgebiet eines 

Mitglicdstaats oder einen Teil davon umfaßt oder sich auf das gesamte Hoheitsgebiet 

anderer Mitglicdstaatcn oder auf einen Teil davon erstreckt. 

3. Die Kommission prüft den Fall, insbesondere anhand der ihr gemäß Artikel 5 übermitteltem 

letzten vierteljährlichen Angaben, und entscheidet nach Anhörung des nach Artikel 5 d er 

Verordnung (EWG) Nr. 3916/90 oingeoetzten Beratenden Auoochuooco innerhalb einer Frist 
von einem Monat nach Eingang des Antrags des Mitglicdstaats, ob Schutzmaßnahme n 

erforderlich sind, und ordnet diese gegebenenfalls an. 

Diese Maßnahmen können beinhalten, daß das betreffende geographische Gebiet zeitweilig 

vom Anwendungsbereich dieser V crordnung ausgenommen \\ird. 


22 


ABI. L 375 


31.12.1990, S. 10, 
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Die gemäß diesem Artikel getroffenen Maßnahmen dürfen höchstens sechs Monate in Kra fi 

bleiben; ihre Gcltungodaucr kann unter dcnoclbcn Gcltungobcdingungcn einmal um höchoteno 

oeeho Monate verlängert werden. 

Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten und dem Rat die gemäß diesem Absatz getroffene n 

Entscheidungen unverzüglich mit. 

4. Beschließt die Kommission Schutzmaßnahmen, die einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
betreffen, so sind die zuständigen Behörden dieser Mitglicdotaatcn gehalten, gegenüber den in 

ihrem Hoheitsgebiet ansässigen Vcrkchrsuntcmchmcm entsprechende Maßnahmen z u 

ergreifen; sie setzen die Kommission davon in Kenntnis. 

Diese Maßnahmen gelten opätcoteno ab demselben Zcitpunlct >^ic die von der Kommission 

beschlossenen Schutzmaßnahmen. 

5. Jeder Mitglicdstaat kann binnen dreißig Tagen nach der Mitteilung den Rat mit dem 

Beschluß der Kommission nach Absatz 3 befassen. 


Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit innerhalb von dreißig Tagen ab dem Zeitpunkt, z u 

dem er von einem Mitglicdstaat befaßt >^airdc, oder, im Fall der Befassung durch mehrere 

Mitglicdstaatcn, ab dem Zeitpunkt der ersten Befassung einen abweichenden Beschluß fassen ^ 


Für den Beschluß des R.atcs gelten die Gcltungsbcdingungcn nach Absatz 3 Untcrabsatz 3. 


Die zuständigen Behörden der betreffenden Mitgliedstaaten sind gehalten, gegenüber den in 

ihrem Hoheitsgebiet ansässigen \^crkchrsuntcmchmcm Maßnahmen gleicher Wirkung zu 
ergreifen; 







6. Ist die Kommission der Auffassung, daß die Geltungsdauer der nach Absatz 3 getroffenen 
Maßnahmen verlängert werden muß, so unterbreitet sic dem Rat einen Vorschlag; der Rat 

beschließt hierüber mit qualifizierter Mehrheife 


^881/92 Art. 11 Abs. 1 
(angepasst) 

■=> neu 

[1> Kapitel IV: Gegenseitige Amtshilfe und Sanktionen <x] 


Artikel 1 0 

/E>Gegenseitige Amtshilfe <27 

4^ Die Mitgliedstaaten gewähren [x> leisten <3 einander Amtshilfe bei der Durehführung 
dieser Verordnung und deren Überwaehung. OSie tausehen über die nationalen 
Kontaktstellen, die gemäß Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. xx/xxxx [Zugang zum Beruf] 
einzuriehten sind, Informationen aus. O 
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4^3118/93 Art. 8 


A rtikel 8 

1 . Die Mitglicdstaatcn leisten einander bei der Anwendung dieser Verordnung Amtshilfe. 


4^ 484/2002 Art. 1 Ziff. 7 
(angepasst) 

==> neu 


Artikel 1 1 

lE>Ahndung von Verstößen durch den Niederlassungsmitgliedstaat <27 


13^ . Bei einem sehwerwiegenden Verstoß oder bei wiederholten leiehten Verstößen gegen die 
Bcfördcrungobcotimmungcn [x> Gemeinsehaftsvorsehriften im Bereieh des Straßenverkehrs 
bzw. bei Feststellung soleher Verstöße in einem Mitgliedstaat <3 können jo sp'eehen oj die 
zuständigen Behörden des Niederlassungsmitgliedstaats dem Verkehrsuntemehmer, der gegen 
die Bestimmungen verstoßen hat, '4> eine Verwarnung aus und können unter anderem die 
folgenden Verwaltungssanktionen anwenden: O insbesondere zeitweilig oder teilweise die 
beglaubigten Absehriften der Gemeinsehaftslizenz entziehen und die Fahrerbeseheinigung en 

entziehen.: 


'4> einen befristeten oder dauerhaften Entzug einiger oder aller beglaubigteri 
Absehriften der Gemeinsehaftslizenz; <=■' 




Oden befristeten oder dauerhaften Entzug der Gemeinsehaftslizenz. 


Diese Sanktionen riehten sieh danaeh, wie sehwerwiegend der vom Inhaber einer 
Gemeinsehaftslizenz begangene Verstoß ist O , wie viele geringfügige Verstöße er begangen 
hat <=■ und über wie viele beglaubigte Absehriften der Lizenz er für seinen 
grenzübersehreitenden Güterkraftverkehr verfügt. 


24 . Bei sehweren Verstößen oder bei wiederholten leiehten Verstößen im Sinne eines 
Missbrauehs von Fahrerbeseheinigungen können die zuständigen Behörden des 
Niederlassungsmitgliedstaats des Verkehrsuntemehmers, der gegen die Bestimmungen 
verstoßen hat, angemessene Sanktionen verhängen, die unter anderem in Folgendem 
bestehen: 


a) Aussetzung der Ausstellung von Fahrerbeseheinigungen, 

^ Entzug von Fahrerbeseheinigungen, 

e} zusätzliehen Bedingungen für die Ausstellung von Fahrerbeseheinigungen, um einen 
Missbraueh zu verhindern, 

d) zeitweilig er befristeter oder teilweiser [x> dauerhafter <3 Entzug der [x> einiger oder 
aller <S] beglaubigten Absehriften der Gemeinsehaftslizenz, 
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O befristeter oder dauerhafter Entzug der Gemeinschaftslizenz. <=' 


Diese Sanktionen richten sich danach, wie schwerwiegend der vom Inhaber einer 
Gemeinschaftslizenz begangene Verstoß ist. 


^ 881/92 (angepasst) 

■=> neu 

[x> In den in Artikel 12 Absatz 1 genannten Fällen <3 Bei schweren oder wiederholten 
leichten V crotößcn — gegen die — Bcfördcrungobcotimmungcn prüfen '4> entscheiden <hJ die 
zuständigen Behörden des Niederlassungsmitgliedstaats O , ob gegen den betreffenden 
Verkehrsuntemehmer eine Sanktion verhängt wird <=■, und prüfen die Einzelheiten der 
Am^'cndung der Sanktionen nach Artikel 8 Absatz Absätze 3 und 4 und [S> . Sie <3 
unterrichten die teilen den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet 
die Verstöße festgestellt wurden, unverzüglich, von ihrer Entscheidung O spätestens jedoch 
drei Monate nach Kenntnisnahme des Verstoßes, mit, welche der in den Absätzen 1 und 2 
genannten Sanktionen verhängt wurden. War eine Verhängung dieser Sanktionen nicht 
möglich, so werden die Gründe hierfür angegeben <=■. 


3 118/93 Art. 8 Abs. 4 
(angepasst) 

==> neu 

4. Die zuständigen Behörden des Aufnahmcmitglicdotaato unterrichten die zuständigen 

Behörden des Nicdcrlassungsmitglicdstaats über die fcstgcstclltcn Verstöße und über etwaig e 

gegen den \^crkchrountcmchmcr verhängte — Sanktionen; im Fall eines schweren oder 

wiederholten Verstoßes können sic bei dieser Meldung gleichzeitig um das Verhängen von 

Sanktionen crsuch enf 

^ Im Fall eines schweren oder wiederholten Verstoßes steht es im Ermessen der zuständigen 

Behörde des Nicdcrlaooungomitglicdotaato zu entscheiden, ob gegen den betreffenden 

Vcrkchrguntcmchmcr eine angcmcsacnc Sanktion zu verhängen ist; sie [x> Die zuständigen 
Behörden <3 berücksichtigt berücksichtigen dabei die gegebenenfalls im 
Aufnahmemitgliedstaat verhängte Sanktion und achtet achten darauf, dass die gegen den 
betreffenden Verkehrsuntemehmer verhängten Sanktionen insgesamt in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem ihnen zugrundeliegenden Verstoß bzw. den ihnen zugmndeliegenden 
Verstößen stehen. 


^^3118/93 Art. 8 Abs. 4 
Unterabsatz 3 (angepasst) 
■=> neu 


Die von der zuständigen Behörde des Nicdcrlassungsmitglicdstaats nach x>\nhömng der 

zuständigen Behörde des Aufnahmcmitglicdstaats verhängte Sanktion kann auch den Entzu g 

der Zulassung zum ge\^^erblichen Güterkraftverkehr umfassen. 
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4^3118/93 Art. 8 Abs. 4 
Unterabsätze 4 und 5 (angepasst) 

5. Die zuständige [S> zuständigen <3 Behörde [S> Behörden <3 des 
Niederlassungsmitgliedstaats kann können den Verkehrsuntemehmer ferner in Anwendung 
der innerstaatliehen Reehtsvorsehriften vor eine zuständige nationale Instanz laden. Sie 
unterriehtet die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaats über die [1> zu diesem 
Zweek <3 gemäß den vorstehenden Absätzen getroffenen Entseheidungen. 


'ö' neu 

6. Die Mitgliedstaaten stellen sieher, dass die Verkehrsuntemehmer gegen jede 
verwaltungsreehtliehe Sanktion, die aufgrund dieses Artikels gegen sie verhängt wird, 
Reehtsmittel einlegen können. 


4^881/92 Art. 9 (angepasst) 

Die Mitgliedstaaten garantieren, daß jeder, der eine Gemeinsehaftslizenz beantragt od er 

besitzt, gegen die Entscheidung der zuständigen Behörden des Nicdcrlaooungomitglicdotaato, 

durch die ihm die Eizcnz verweigert oder entzogen wird, Berufung einlegen kann. 


4^881/92 Art. 9 (angepasst) 

2. Die Mitglicdstaatcn garantieren, dass jeder Inhaber einer Gemeinsehaftslizenz gegen die 

Entscheidung der zuständigen Behörden des Nicdcrlassungsmitglicdstaats, durch die ihm ein e 
Fahrcrbcschcinigung verweigert oder entzogen oder die Ausstellung von 

Fahrcrbcschcinigungcn zusätzlichen Bedingungen unterworfen wird, Pmchtsmittcl einlegen 


4^ 881/92 (angepasst) 
'=> neu 


Artikel 44=12 

/E>Ahndung von Verstößen durch den Aufnahmemitgliedstaat <27 


Sl . Erhalten die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats davon Kenntnis, dass 
Zuwidcrhandlune gegen diese Verordnung von einem Transportuntcmchmcr ein 

Verkehrsuntemehmer eines anderen Mitgliedsta ats einen [E> schwerwiegenden <3 Verstoß 


gegen diese Verordnung ■=> oder 


■=> oder wiederholte geringfügige Verstöße <=■ 

Oemeinschaftsvorschriften im Bereich des Straßenverkehrs <='| begangen 


uiitoiTichtot p übermittelt <^| der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Zuwiderhandlu ng 
der Verstoß festgestellt worden ist, hiort^on die den zuständigen Behörden des 
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Niederlassungsmitgliedstaats ! '=> unverzüglich, spätestens jedoch einen Monat na^ 
KLenntnisnahme des Verstoßes, die fallenden Informationen: <=' 


^ Oeine Beschreibung des Verstoßes mit Datums- und Zeitangbe; <=' 


b) OKategorie, Art und Schwere des Verstoßes; <=' 


cl 


Odie verhängten und vollzogenen Sanktionen. Oj 


und [E> Die zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats <3 können er kann die 
zuständigen Behörden des Nicdcrlassungsmitglicdstaate [x> Mitgliedstaats, in dem der 
Verkehrsuntemehmer niedergelas sen ist, <E] crouchon [x> auffordem <3, 
Zuwiderhandlung den Verstoß durch |o Verwaltungssanktionen gemäß dieser Verordnung 
Artikel 1 1 zu ahnden. 


^3118/93 Art. 8 Abs. 2 und 3 
(angepasst) 

■=> neu 

2. Unbeschadet einer etwaigen strafrechtlichen Verfolgung ist die zuständige Behörde des 
Aufnahmemitgliedstaats befugt, gegen einen gebietsfremden Verkehrsuntemehmer, der 
anlässlich der Kabotage im Gebiet dieses Staates gegen diese Verordnung oder gegen ^ 
[x> nationale oder gemeinschaftliche <3 gemeinschaftlichen oder cinzclstaatlichcn 
Vorschriften im O Bereich des Straßenverkehrs O V erkehrsbereich verstoßen hat, 
Sanktionen zu verhängen. Diese Sanktionen dürfen keine Diskriminiemng beinhalten und 
müssen in Einklang mit Absatz 3 stehen . Die in Absatz 2 genannten Sanktionen können 
insbesondere in einer Verwarnung oder, bei schwerwiegenden oder wiederholten 
[1> geringfügigen <3 Verstößen, in einem zeitweiligen Verbot von Kabotagefahrl en [1> der 
Kabotage <3 in dem Aufnahmemitgliedstaat, in dem der Verstoß begangen wurde, bestehen. 


'ö' neu 

3. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verkehrsuntemehmer gegen jede 
verwaltungsrechtliche Sanktion, die aufgrund dieses Artikels gegen sie verhängt wird, 
Rechtsmittel einlegen können. 


^ 3118/93 (angepasst) 

Die Mitglicdstaatcn stellen sicher, daß der eine Kabotagcgcnchmigung beantragend e 

W erkehrsuntemehmer oder der Inhaber einer Genehmigung R-echtsmittel gegen die 

Ablehnung des Antrags bzw. den Entzug der Genehmigung sowie gegen jede sonstige von der 

zuständigen Behörde des Nicdcrlassungs oder des Aufnahmcmitglicdstaats gegen sic 

verhängte ^''cr^^'altungssanktion einlegen kann. 
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'ö' neu 


Artikel 13 

Eintrag in einzelstaatliche Register 

Die Mitgliedstaaten stellen sieher, dass sehwerwiegende oder wiederholte geringfügige 
Verstöße gegen Gemeinsehaftsvorsehriften im Bereieh des Straßenverkehrs dureh 
Verkehrsuntemehmer in ihrem Hoheitsgebiet, die zur Auferlegung von Sanktionen geführt 
haben, sowie die auferlegten Sanktionen in das einzelstaatliehe Register der 
Kraftverkehrsuntemehmen eingetragen werden, das gemäß der Verordnung (EG) Nr. xx/xxxx 
[Zulassung zum Beruf] eingeriehtet wurde. Einträge im Register, die einen befristeten oder 
dauerhaften Entzug einer Gemeinsehaftslizenz betreffen, bleiben mindestens zwei Jahre in der 
Datenbank gespeiehert. 


^484/2002 

Art. 1 

Ziff. 10 

(angepasst) 




IE> Kapitel V: Durchführung <3 


Ar tikel 11a 

Die Kommission prüft die Auswirkungen der Beschränkung der Verpflichtung, eine 

Fahrcrbcochcinigung mit sich zu führen, auf Fahrer, die Staatoangchörige eines Drittotaato 

sind, und unterbreitet, wenn dies hinreichend begründet ist, einen Vorschlag zur Änderung 

dieser Verordnung ? 


^311 8/93 (angepasst) 


Artikel 1 4= 


Die Kommission legt dem Rat alle zwei Jahre einen Bericht über die Anwendung diese r 

Verordnung vor; der orotc dioocr Berichte wird opätcoteno zum 30. Juni 1996 vorgclcgt. 
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'ö' neu 


Artikel 14 
Ausschuss 

1. Die Kommission wird von dem gemäß Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung 
Kn 3821/85 des Rates^^ eingesetzten Aussehuss unterstützt.1 

2 . Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Äbsai^ 
5 Buehstabe b sowie Artikel 7 des Besehlusses 1999/468/EG unter Beaehtung von desseri 
i^ikel 8.i 

Die in Artikel 5a Absatz 3 Buehstabe e und Absatz 4 Buehsta ben b und e des Besehlussea 
1999/468/EG vorgesehene Frist wird auf einen Monat festgesetzt, 

Artikel 15 
Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten ergreifen Maßnahmen, die insbesondere die Regelung der Ahndung von 
Verstößen gegen Bestimmungen dieser Verordnung betreffen, und treffen alle notwendigen 
Vorkehrungen, um die Durehführung dieser Sanktionen zu gewährleisten. Die vorgesehenen 
Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und von absehreekender Wirkung sein. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission die ergriffenen Maßnahmen spätestens 12 Monate 
naeh Inkrafttreten dieser Verordnung und eventuelle spätere Änderungen jeweils 
sehnellstmöglieh mit. Sie gewährleisten, dass alle diese Maßnahmen ohne Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit oder des Ortes der Niederlassung des 
Verkehrsunternehmens durehgeführt werden. 


^881/92 Art. 10 (angepasst) 
■=> neu 


Artikel 4^1 6 
lE>Berichterstattung <27 

K Die Mitgliedstaaten unterriehten die Kommission spätestens am 31. Januar jedes Jahres von 
der A nz ahl der Transport V erkehrs untemehmer. die am 3 1 . Dezember des vorangegangenen 
Jahres Inhaber einer Gemeinsehaftslizenz waren, und von der Anzahl der beglaubigten 
Absehriften für die zu diesem Zeitpunkt zugelassenen Fahrzeuge. 

■=> 2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission ferner die A nz ahl der im Vorjahr 
ausgestellten Fahrerbeseheinigungen mit sowie die Anz ahl der Fahrerbeseheinigungen, die 
sieh am 31. Dezember des Vorjahres im Umlauf befanden. <=> 


ABI. L 370 vom 31.12.1985, S. 8. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1791/2006 CABlJ 

L363 vom 20.12.2006, S. 1).[ 
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4^ 881/92 


Artikel H 


Es werden aufgehoben: 

die Verordnung (EWG) Nr. 3161/76; 

- Artikel 4 der Richtlinie 75/1 30/EWG des Rates vom 17. Februar 1975 über d ie 

Footlcgung gcmoinoamor R.cgoln für bcotimmto Beförderungen im kombinierten 

Güterverkehr Schicnc/Straßc zwischen den Mitglicdstaatea ^f 

- die Richtlinie 65/269/EWG des Rates vom 13. Mai 1965 zur Vereinheitlichun g 

gewisser Regeln betreffend die Genehmigungen für den Güterlcraftverkehr zwische e 

den Mitglicdotaatcn = 

- die Entscheidung 80/18/EWG dco R.atco vom 20. Dezember 1979 zur Anpassung der 
Kapazität für den gewerblichen Güterkraftverkehr zwischen den Mitglicdstaatcn ^? 


Artikel 13 

Die Erste Pdchtlinic dco R.atco vom 23. Juli 1962 wird wie folgt geändert: 

1. Der Titel erhält folgende Fassung: ((Erste Pdchtlinic dco R.atca vom 23. Juli 1962 
über die Aufstellung gemeinsamer Regeln für bestimmte Beförderungen im 

GütcrlerafWcrkchr)) . 

i=. x\rtikcl 1 erhält folgende Faooung:’’ 


Artikel 1 

1. Die Mitglicdotaatcn liberalisieren unter den in Absatz 2 fcotgclcgtcn Bedingungen 

die im Anhang aufgeführten internationalen Beförderungen im gcwcrblichc fi 

Güterl<raftverkehr oder im Werkverkehr aus und nach ihrem eigenen Hoheitsgebi et 

oder im Durchgang durch ihr cigcnco Hohcitogcbict. 

2. Leerfahrten im Zusammenhang mit den im Anhang aufgeführten Beförderungen 

werden von allen die Gcmcinschaftslizcnz betreffenden Regelungen sowie alle s 

Beförderungsgenehmigungen befreit." 

3. Anhang 11 wird gestrichen; Anhang 1 erhält die Fassung des Anhangs 11 de r 

vorliegenden Verordnung. 


ABI. L 18 vom 22.2.1975, S. 31. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 91/221/EWG (ABI. L 103 vom 

23.A1991, S. 1). 

ABI. Nr. 88 vom 21.5.1965, S. 1169/65. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 85/5Q5/EWG (ABI. L 309 
vom21.11.1985, S. 27). 

ABI. L 18 vom 9. El 992, S. 1. 


26 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-51- 


Drucksache 16/7370 


A rtikel 14 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die zur Durchführung dieser Verordnun g 

getroffenen Maßnahmen mit. 


A rtikel 15 

Dicoc Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im .\mtoblatt der Europäiochen 

Gcmcinochaftcn in Kraft. 

Sic gilt ab 1. Januar 1993. 


^ 3118/93 Art. 11 und 12 


Artikel 11 

Die Kommission legt dem Rat alle zwei Jahre einen Bericht über die Anwendung diese r 

Verordnung vor; der crotc dicocr Berichte wird opätcoteno zum 30. Juni 1996 vorgclcgt. 


A rtikel 12 

1. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 199 4 in Kraft. 

2. Die Geltungsdauer der in Artikel 2 vorgesehenen R.egelung der 

Gcmcinochaftogcnchmigung und der Gcmcinochaftokabotagckontingcntc endet am 1. Juli 

Sn — x\b dicoetn — Zeitpunkt — ist — jeder — gcbictofrcmdc — \^crkchrountcmchmcr, der die 

V orauoo etzungen — nach — Artikel — 1 erfüllt, ohne — mengenmäßige — Bcochränkungcn — gum 

Güterkraftverkehr in einem Mitglicdstaat zugclasscn, ohne daß er dort seinen Sitz oder ein e 

andere Nicdcrlaoaung hat. 

Die — Kommiooion — unterbreitet dem — — gcgcbcncnfallo unter — Bcrückoichtigung der 
Erfahrungen, der Entwicklung des Vcrkchramarktca aowic der bei der Harmonioicrung auf 

dem Verkehrssektor erzielten Fortschritte einen Vorschlag über die flankierende n 

Maßnahmen der endgültigen Kabotagcrcgclung mit Bezug auf ein gccignctci] Syotem zur 

Beobachtung der Kabotagcvcrkchrsmärktc und zur Anpassung der in Artikel 7 vorgesehene n 

Schutzmaßnahmen ? 


Drucksache 16/7370 


-52- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Kapitel VI 

Schlussbestimmungen 


Artikel 1 7 
Aufliebungen 

Die Verordnungen (EWG) Nr. 881/92 und (EWG) Nr. 3118/93 sowie die Riehtlinie 
2006/94/EG werden aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die genannten Verordnungen und die Riehtlinie gelten als Bezugnahmen 
auf die vorliegende Verordnung und sind naeh Maßgabe der Entspreehungstabelle im 
Anhang 111 zu lesen. 


Artikel 18 

Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag naeh ihrer Veröffentliehung im Amtsblatt der 
Europäisehen Union in Kraft. 

Sie gilt ab [Datum der Anwendung]. 


^ 881/92,3118/93 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlieh und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Gesehehen zu Brüssel am 


Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 
Der Präsident Der Präsident 
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^ 881/92, Anhang I (angepasst) 
Beitrittsakte von 2003 
■^2 1791/2006 Anhang Ziff. 
6(B)(2) 

^3 Beitrittsakte Österreiehs, 
Finnlands und Sehwedens Art. 29 
und Anhang 1, S. 166 
■=> neu 


ANHANG I 


EUROPÄISCHE 


(a) 

( blaues Kraftpapier im Format DIN A'l [S^ synthetisches hellblaues Papier im Format DIN A 4, 

150 g/m2 oder mehr <3 ) 

(Erste Seite der Lizenz) 

(Wortlaut in der, in den oder in einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, der die Lizenz erteilt) 


Staat, der die Lizenz erteilt 

Nationalitätszeichen (*) Bezeichnung der zuständigen Behörde oder Stelle 


LIZENZ Nr. 


'=>BEGLAUBIGTE ABSCHRIFT Nr. <= 


für den grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr 


Diese Lizenz berechtigt (^) 


auf allen Verkehrs Verbindungen für die Wegstrecken im Gebiet der Gemeinschaft zum grenzüberschreitenden 
gewerblichen Güterkraftverkehr im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Pmtes vom 26. März 1992 
[E^ Verordnung (EG) Nr. [...] des Europäischen Parlaments und des Rates über gemeinsame Regeln für den 
Zugang zum Markt des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs*^* und der allgemeinen Bestimmungen 
dieser Lizenz. 

Besondere Bemerkungen: 


Diese Lizenz gilt vom 


bis zum 


Erteilt in 


am 


(4) 
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Nationalitätszeichen: ^3 (A) Österreich, ^ (B) Belgien, ^2 (BG) Bulgarien, ^ ^i(CY) Zypern, (CZ) 
Tschechische Republik,^ (DK) Dänemark, (D) Deutschland, (E) Spanien, ^i(EST) Estland,^ (F) Frankreich, 
^3 (FIN) Finnland, ^ (GR) Griechenland, (H) Ungarn, ^ (IRL) Irland, (I) Italien, (L) Luxemburg, (LT) 
Litauen, (LV) Lettland, (MT) Malta, ^ (NL) Niederlande, (P) Portugal, (PL) Polen, ^ ^2 (RO) Rumänien, ^ 
^3 (S) Schweden, (SK) Slowakische Republik, (SLO) Slowenien, ^ (UK) Vereinigtes Königreich. 

Name oder Firma und vollständige Anschrift des Verkehrsuntemehmers. 

Unterschrift und Dienstsiegel der zuständigen Behörde oder Stelle, die die Lizenz erteilt. 

('') Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts. 
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(b) 


(ZWEITE SEITE DER LIZENZ) 


(Wortlaut in der, in den oder in einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, der die Lizenz erteilt) 


ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 


Diese Lizenz wird gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates N'om 26. März 1992 über den Zugang 
zum Gütokraftv'orkohrsmarkt in der Gomoinschaft für Bofordorungon aus oder nach einem Mitgliodstaat oder 

durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten [S> Verordnung (EG) Nr. [dieser Verordnung] <3 ausgestellt. 

Sie berechtigt auf allen Verkehrsbedingungen für die Wegstrecken im Gebiet der Gemeinschaft, gegebenenfalls 
unter den in der Lizenz festgelegten Bedingungen, zum grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr 
für Beförderungen 

- mit oder ohne Durchfahrt durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten oder eines oder mehrere Drittländer, bei 
denen sich der Ausgangspunkt und der Bestimmungsort in zwei verschiedenen Mitgliedstaaten befinden, 

- mit oder ohne Durchfahrt durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten oder eines oder mehrere Drittländer, bei 
denen sich der Ausgangspunkt in einem Mitgliedstaat und der Bestimmungsort in einem Drittland oder 
umgekehrt befindet, 

- zwischen Drittländern mit Durchfahrt durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
sowie zu Leerfahrten in Verbindung mit diesen Beförderungen. 

Im Falle einer Beförderung aus einem Mitgliedstaat nach einem Drittland und umgekehrt gilt diese Lizenz für 
die Wegstrecke im Gebiet der Gemeinschaft, des Mitgliedstaats ln dem Mitgliedstaat, in dem die Be- oder 
Entladung stattfindet, [S> gilt diese Lizenz erst, nachdem <S] sobald das hierzu erforderliche Abkommen 
zwischen der Gemeinschaft und dem betreffenden Drittland gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 [E> (EG) 
Nr. [...] <S] geschlossen worden ist. 

Die Lizenz ist persönlich und nicht übertragbar. 

Sie kann von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, der sie erteilt hat, insbesondere dann entzogen werden. 


wenn der 



- es unterlassen hat, alle Bedingungen für die Verwendung der Lizenz zu erfüllen; 

- zu Tatsachen, die für die Erteilung bzw. Erneuerung der Lizenz erheblich waren, unrichtige Angaben gemacht 


hat. 


Das Original der Lizenz ist vom 



aufzubewahren. 


Eine beglaubigte Abschrift der Lizenz ist im Fahrzeug mitzuführen ('). Bei Fahrzeugkombinationen ist sie im 
Kraftfahrzeug mitzuführen. Sie gilt für die gesamte Fahrzeugkombination auch dann, wenn der Anhänger oder 
Sattelanhänger nicht auf den Namen des Lizenzinhabers amtlich zugelassen oder zum Verkehr zugelassen ist 
oder wenn er in einem anderen Staat amtlich zugelassen oder zum Verkehr zugelassen ist. 

Die Lizenz ist den Kontrollberechtigten auf Verlangen vorzuzeigen. 

Der Lizenzinhaber ist verpflichtet, im Gebiet jedes Mitgliedstaats insbesondere dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Durchführung von Beförderungen und für den Straßenverkehr einzuhalten. 


(') „Fahrzeug“ ist jedes in einem Mitgliedstaat amtlich zugelassene Kraftfahrzeug oder jede 
Fahrzeugkombination, bei der zumindest das Kraftfahrzeug in einem Mitgliedstaat amtlich zugelassen ist, sofern 
sie ausschließlich für die Güterbeförderung bestimmt sind. 
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^ 881/92 

ANHANG II 


1 ■ Die Beförderung von Pootocndungcn im R-ahmcn öffentlicher Vcroorgungodicnotc. 

2. Die Beförderung von bcochädigtcn oder reparaturbedürftigen Fahrzeugen. 

3. Die Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen, doron zuläooigco Gcoamtgcwicht, 
einschließlich des Gesamtgewichts der Anhänger, 6 t nicht übersteigt oder deren zulässig e 

Nutzlast, einschließlich der Nutzlast der Anhänger, 3,5 t nicht übersteigt. 

1. Die Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen, sofern folgende Voraussetzungen erfüllt 

ä) Die beförderten Güter müssen Eigentum des Untcmchmcno oder von ihm verkauft, 

gekauft, vermietet, gemietet, erzeugt, gewonnen, bearbeitet oder wieder instand 

gesetzt worden sein; 

b) die Beförderung muss der Anlieferung der Güter zum Unternehmen, ihrem Versand 

ab dem Unternehmen, ihrer Verbringung innerhalb oder - zum Eigengebrauch ^ 

außerhalb des Unternehmens dienen; 

c) die für die Beförderung verwendeten Kraftfahrzeuge müssen vom eigenen Personal 

des Unternehmens geführt werden; 

d) die Güter befördernden Fahrzeuge müssen dem Unternehmen gehören oder von ihm 

auf Abzahlung gekauft oder gemietet sein, wobei sie in letzterem Fall di e 

Voraussetzungen der Pdchtlinic 81/617/EWG des R.atcs vom 19. Dezember 1981 

über die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im 

Güterlcraftverkehr ^ erfüllen müssen. 

Dies gilt nicht bei Einsatz eines Ersatzfahrzeugs für die Dauer eines kurzfristigen 

Ausfalls des sonst verwendeten Kraftfahrzeugs; 

c) die Beförderung darf nur eine Hilfstätigkeit im R.ahmcn der gesamten Tätigkeit des 

Unternehmens darstcllcn; 

5. Die Beförderung von Medikamenten, medizinischen Geräten und Ausrüstungen sowi e 

anderen zur Hilfsleistung in dringenden Notfällen (insbesondere bei Naturkatastrophen) 

bestimmten Gütcm = 


27 


ABI. L 335 vom 22.12.1984, S. 72. 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-57- 


Drucksache 16/7370 


^ 484/2002, Anhang (angepasst) 
Beitrittsakte Österreiehs, 
Finnlands und Sehwedens Art. 29 
und Anhang I, S. 166 
•^2 Beitrittsakte von 2003 
^3 1791/2006 Anhang Ziff. 
6(B)(2) 

ANHANG II 

EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT 


(Farbe: rosa - Format DIN A4; [E^ synthetisch, 150 g/m^ oder mehr <3) 
(Erste Seite der Bescheinigung) 


(Wortlaut in der Amtssprache, in den oder in einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, der die Bescheinigung ausstellt) 


Nationalitätszeichen (') des Mitgiiedstaats, der die 
Bescheinigung aussteilt 


Bezeichnung der zuständigen Behörde oder Stelle 


FAHRERBESCHEINIGUNG Nr. ... 

für den gewerhlichen Güterkraftverkehr im Rahmen der Gemeinschaftsiizenz 

( Verordnung (EWG) Nr. 881/92 in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 181/2002 vom 1. März 2002 [E^ Verordnung 

(EG) Nr. [...] <E] 

Hiermit wird bescheinigt, dass angesichts der Unterlagen, die von 

( 2 ) 


vorgelegt worden sind, 
der folgende Fahrer: 

Name und Vorname: 

Geburtsdatum und Geburtsort: Staatsangehörigkeit: 

Art und Nummer des Ausweises: 

ausgestellt am in 

Nummer der Fahrerlaubnis 

ausgestellt am in 

Nummer der Sozialversichemng 

gemäß den Rechts- und Verwaltungs Vorschriften und gegebenenfalls, je nach den Vorschriften des nachstehend genannten 
Mitgliedstaats, gemäß den Tarifverträgen über die in diesem Mitgliedstaat geltenden Bedingungen für die Beschäftigung und 
Bemfsausbildung von Fahrern beschäftigt wird, um dort Beförderungen im Güterkraftverkehr vorzunehmen: 
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( 3 ) 


Besondere Bemerkungen: 


Diese Bescheinigung gilt vom bis zum 

Ausgestellt in , am 


( 4 ) 


( 1 ) Nationalitätszeichen: (A) Österreich, ^ (B) Belgien, ^3 (BG) Bulgarien, ^ ^2 (CY) Zypern, (CZ) 

Tschechische Republik, ^ (DK) Dänemark, (D) Deutschland, (E) Spanien, ^2 (EST) Estland, ^ (F) Frankreich, 

(FIN) Finnland, ^ (GR) Griechenland, ^2 (H) Ungarn, ^ (IRL) Irland, (I) Italien, (L) Luxemburg, ^2 (LT) 
Litauen, (LV) Lettland, (MT) Malta, ^ (NL) Niederlande, (P) Portugal, ^2 (PL) Polen, ^ ^3 (RO) Rumänien, ^ 
^ 1 (S) Schweden, ^ ^2 (SK) Slowakische Republik, (SLO) Slowenien, ^ (UK) Vereinigtes Königreich. 

(2) Name oder Firma und vollständige Anschrift des Verkehrsuntemehmers. 

(3) Name des Mitgliedstaates, in dem der Verkehrsuntemehmer ansässig ist. 

(4) Unterschrift und Dienstsiegel der ausstellenden zuständigen Behörde oder Stelle. 
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(Zweite Seite der Bescheinigung) 

(Wortlaut in der Amtssprache, in den oder in einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, der die Bescheinigung 

ausstellt) 


ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Diese Bescheinigung wird gemäß der geänderten Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates N'om 
26. März 1992 über den Zugang zum Gütel(raft\'erkehrsmarkt in der Gemeinschaft für Beförderungen aus oder 

nach einem Mitgliedstaat oder durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten [H> Verordnung (EG) Nr. [...] des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom [...] über gemeinsame Regeln für den Zugang zum Markt des 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs <3 ausgestellt. 

Es wird bescheinigt, dass der Fahrer, dessen Name auf der Bescheinigung angegeben ist, gemäß den Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften und gegebenenfalls, je nach den Vorschriften des nachstehend genannten 
Mitgliedstaats, gemäß den Tarifverträgen über die in diesem Mitgliedstaat geltenden Bedingungen für die 
Beschäftigung und Berufsausbildung von Fahrern beschäftigt wird, um dort Beförderungen im Güterkraftverkehr 
vorzunehmen. 

Die Fahrerbescheinigung ist Eigentum des Verkehrsuntemehmers, der sie dem hier genannten Fahrer zur 
Verfügung stellt, wenn dieser Fahrer ein Fahrzeug (^) mit einer dem Verkehrsuntemehmer erteilten 
Gemeinschaftslizenz führt. Die Fahrerbescheinigung ist nicht übertragbar. Die Fahrerbescheinigung gilt nur, 
solange die Bedingungen, unter denen sie ausgestellt wurde, weiterhin erfüllt sind; sie ist unverzüglich vom 
Verkehrsuntemehmer an die ausstellende Behörde zurückzugeben, wenn die Bedingungen nicht mehr erfüllt 
sind. 

Sie kann von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, der sie ausgestellt hat, insbesondere dann entzogen 
werden, wenn der Verkehrsuntemehmer 

— nicht alle Bedingungen für die Verwendung der Bescheinigung erfüllt, 

— zu Tatsachen, die für die Ausstellung bzw. Emeuerang der Bescheinigung erheblich waren, unrichtige 
Angaben gemacht hat. 

— Eine beglaubigte Abschrift der Bescheinigung ist vom Verkehrsuntemehmer aufzubewahren. 

— Das Original der Bescheinigung ist im Fahrzeug mitzuführen und den Kontrollberechtigten vom 
Fahrer auf Verlangen vorzuzeigen. 


(5) „Fahrzeug“ ist jedes in einem Mitgliedstaat amtlich zugelassene Kraftfahrzeug oder jede 
Fahrzeugkombination, bei der zumindest das Kraftfahrzeug in einem Mitgliedstaat amtlich zugelassen ist, sofern 
sie ausschließlich für die Güterbeförderung bestimmt sind. 
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Entsprechungstabelle 


Verordnung 881/92 

Verordnung 

3118/93 

Riehtlinie 

2006/94 

vorliegende 

Verordnung 

Artikel 1 Absatz 1 



Artikel 1 Absatz 1 

Artikel 1 Absatz 2 



Artikel 1 Absatz 2 

Artikel 1 Absatz 3 



Artikel 1 Absatz 3 




Artikel 1 Absatz 4 
(neu) 



Artikel 3 Absätze 

1 und 2, Anhang 1 
Artikel 2 

Artikel 1 Absatz 5 

Artikel 2 



Artikel 2 (geändert) 

Artikel 3 Absatz 1 



Artikel 3 

Artikel 3 Absatz 2 



Artikel 4 Absatz 1 
(geändert) 

Artikel 3 Absatz 3 



Artikel 5 Absatz 1 
(geändert) 

Artikel 4 



- 

Artikel 5 Absatz 1 



Artikel 4 Absatz 2 
(geändert) 

Artikel 5 Absatz 2 



Artikel 4 Absatz 3 
(geändert) 

Artikel 5 Absatz 3 



Artikel 4 Absatz 4 
(geändert) 

Artikel 5 Absatz 4, 
Anhang I Seite 2 
Absatz 7 Sätze 2 
und 3 



Artikel 4 Absatz 6 
(geändert) 
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Artikel 5 Absatz 5 



Artikel 4 Absatz 2 

Artikel 6 Absatz 1 



Artikel 5 Absatz 2 
(geändert) 

Artikel 6 Absatz 2 



Artikel 5 Absatz 2 
(geändert) 

Artikel 6 Absatz 3 



Artikel 5 Absatz 3 
(geändert) 

Artikel 6 Absatz 4 



Artikel 5 Absatz 4 

Artikel 6 Absatz 5 



Artikel 5 Absatz 5 

Artikel 7 



Artikel 6 

Artikel 8 Absatz 1 



Artikel 7 Absatz 1 

Artikel 8 Absatz 2 



Artikel 7 Absatz 2 

Artikel 8 Absatz 3 



Artikel 1 1 Absatz 1 
(geändert) 

Artikel 8 Absatz 4 



Artikel 1 1 Absatz 2 

Artikel 9 Absatz 1 



Artikel 1 1 Absatz 6 
(geändert) 

Artikel 9 Absatz 2 



Artikel 1 1 Absatz 6 
(geändert) 


Artikel 1 Absatz 1 


Artikel 8 Absatz 1 


- 


Artikel 8 Absatz 2 


- 


Artikel 8 Absatz 3 


Artikel 1 Absatz 2 


Artikel 8 Absatz 4 


Artikel 1 Absatz 3 


Artikel 8 Absatz 5 


Artikel 1 Absatz 4 


Artikel 8 Absatz 6 




Artikel 8 Absatz 7 
(neu) 


Artikel 2 


- 


Artikel 3 


- 
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Artikel 4 


- 


Artikel 5 


- 


Artikel 6 Absatz 1 


Artikel 9 Absatz 1 
(geändert) 


Artikel 6 Absatz 2 


- 


Artikel 6 Absatz 3 


Artikel 9 Absatz 2 


Artikel 6 Absatz 4 


- 


Artikel 7 


- 

Artikel 10 



Artikel 16 Absatz 1 
(geändert) 

Artikel 1 1 Absatz 1 



Artikel 10 (geändert) 

Artikel 1 1 Absatz 2 



Artikel 12 Absatz 1 
(geändert) 

Artikel 1 1 Absatz 3 



Artikel 1 1 Absatz 3 
(geändert) 

Artikel 11a 



- 


Artikel 8 Absatz 1 


Artikel 10 (geändert) 


Artikel 8 Absatz 2 


Artikel 12 Absatz 2 
(geändert) 


Artikel 8 Absatz 3 


Artikel 12 Absatz 2 
(geändert) 


Artikel 8 Absatz 4 
Unterabsätze 1 
und 3 


- 


Artikel 8 Absatz 4 
Unterabsatz 2 


Artikel 1 1 Absatz 4 
(geändert) 


Artikel 8 Absatz 4 
Unterabsätze 4 
und 5 


Artikel 1 1 Absatz 5 
(geändert) 


Artikel 9 


Artikel 12 Absatz 3 
(geändert) 

Artikel 12 



Artikel 17 
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Artikel 13 



- 

Artikel 14 

Artikel 10 


- 


Artikel 11 


- 

Artikel 15 

Artikel 12 


Artikel 18 



Artikel 3 

- 



Artikel 4 

- 



Artikel 5 

- 



Anhänge 11 und 

111 

- 

Anhang 1 



Anhang 1 

Anhang 11 



Artikel 1 Absatz 5 

Anhang 111 



Anhang 11 


Anhang 1 


- 


Anhang 11 


- 


Anhang 111 


- 


Anhang IV 


- 
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